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Protokoll 
über die, am Mittwoch den 30.03.2022,  

um 19.00 Uhr 
im Stadtsaal Pressbaum 

stattgefundene 
ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

ÖFFENTLICHER TEIL 
 
Fraktion ÖVP:  Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, Vizebgm. Jutta Polzer, StR DI 

Friedrich Brandstetter, StR Markus Naber MA MSc, StR Thomas 
Tweraser, GR MR i.R. Kurt Heuböck, GR Susanne Stejskal, GR 
Gaby Schwarz, GR Hebenstreit Manfred, GR Raffael Herzog, 
GR Mag. Ulrich Grossinger 

Fraktion GRÜNE:   Vizebgm. Michael Sigmund, StR Philip Renner, GR Christine 
Leininger, GR Mag. Elisabeth Reinthaler MSc, GR Ingrid 
Burtscher, GR Felix Renner,  

Fraktion SPÖ:  GR Dr. Peter Großkopf, GR Anton Strombach, GR Ingeborg 
Holzer, 

Fraktion WIR:  GR DI Helmut Schoder, StR Maria Auer, GR Günter Fahrner, GR 
Ing. Manfred Woletz 

Fraktion FPÖ:   
   
 
Entschuldigt:  StR Nikolaus Niemeczek BSc (ÖVP), GR Ing. Thomas Ded 

(SPÖ), StR Alfred Gruber (SPÖ), GR Katharina Krenn (SPÖ), 
StR Reinhard Scheibelreiter (SPÖ), StR Wolfgang Kalchhauser 
(WIR), GR Ing. Jochen Pintar (ÖVP), GR Dr. Christina Ecker 
(GRÜNE), GR Anna-Leena Krischel bakk.phil. (FPÖ),  

Unentschuldigt:   
 
Entschuldigt   StR Tweraser kommt während der Absammlung der Stimmzettel 

– Wahl GR Herzog 
verspätet:    
 
Frühzeitig verlassen:  
Auskunftspersonen: StADir Andrea Hajek, Peter Svoboda,  
Schriftführerin:  Evelyn Stattin  
Beginn:   19:00 Uhr 
Ende:    21:20 Uhr 
 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 
erfolgt, die Beschlussfassung ist gegeben.  
Die Punkte 13, 21 und 30 werden von der Tagesordnung abgesetzt.  
 
Es liegen 4 Dringlichkeitsanträge vor:  
 

1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von Radverkehrsbeauftragter 
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GRin Mag.a (FH) Elisabeth Reinthaler MSc bezüglich „Priorisierung der Geh- 

und Radwegabschnitte im Rahmen des Radbasisnetzes“ 

 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: 1 
Mehrheitlich angenommen 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 27 statt.  
 

2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von GR Manfred Hebenstreit 

bezüglich Brückenkontrolle im Gemeindegebiet von Pressbaum. 

Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 27a statt. 

 

3. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von der Fraktion SPÖ bezüglich 

Resolution zur Schnellbahnführung S50. 

Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 27b statt. 

 

4. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von GR Ingeborg Holzer 

bezüglich finanzieller Unterstützung. 

Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
Die inhaltliche Behandlung findet unter TOP 39 im nicht öffentlichen Teil statt. 
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Nunmehr wird in die Tagesordnung wie folgt eingegangen: 
 

Öffentlicher Teil 
 

1. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung  

2. Wahl in den Ausschuss (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

3. Wahl Sicherheitsgemeinderat (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

4. Bericht Prüfungsausschuss (GR Dr. Großkopf) 

5. Beschluss: RA 2021 (StR Naber MA MSc) 

6. Versicherungen (StR Naber MA MSc) 

7. Entsendung Wasserverband und Abwasserverband (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

8. Neubau FF-Haus (Vizebgm. Polzer) 

9. Anschaffung eines HLF1-W für die Feuerwehr Rekawinkel (Vizebgm. Polzer) 

10. Grundabtretungen (StR DI Brandstetter) 

11. Änderung zum örtlichen Raumordnungsprogramm (StR DI Brandstetter) 

12. Nutzungsvereinbarung Raiffeisenbank Wienerwald (StR DI Brandstetter) 

13. Projektbeschluss Radweg Teilstück T2.1 (Vizebgm. Sigmund) 

14. Verlängerung der Winterdienstverträge für die Lose Nr. 1 – Nr. 4 (Vizebgm. Sigmund) 

15. Vereinbarung Lichtpunkte Sieghartskirchen (Vizebgm. Sigmund) 

16. Grünraumgestaltung (Vizebgm. Sigmund) 

17. Resolution gegen Atomkraft (Vizebgm. Sigmund) 

18. Ankauf Auto Wassermeister (Vizebgm. Sigmund) 

19. Ermäßigungen Eintrittskarten Freibad (GR Fahrner) 

20. Reinigung Kiga 1+2, Rathaus, WH (StR Niemeczek Bsc) 

21. Stadtpark (GR Dr. Ecker) 

22. Subventionen (StR Tweraser) 

23. Patchmanagement und Email-Sicherheitsservice (StR Tweraser) 

24. Nachträgl. Beschlussfassung Vertrag EVN Geoinfo (StR Tweraser) 

25. Ankauf EDV Programme (StR Tweraser) 

26. Jahresberichte 

27. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

28. Berichte 
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Zu Top 1 – Entscheidung über Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 
 
Es liegen keine Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung vor, somit ist das 
Protokoll vom 20.01.2022 genehmigt. 
 
 
Zu Top 2 – Wahl in den Ausschuss 
Sachverhalt  
 
Die Wahlen findet geheim mit Stimmzettel statt. 
 
Wahlhelfer: GR Mag. Ulrich Grossinger und GR Ingeborg Holzer 
 
Lt. Schreiben von GR Fr. Christina Ecker (GRÜNE),vom 17.03.2022 legt Sie ihre 
Teilnahme am Bauauschuss zurück.  
Stattdessen soll Vizebgm. Michael Sigmund in den Bauauschuss folgen.  
 
 

 
 
Es wurden 23 Stimmzettel ausgeteilt. 
Wahlergebnis: 
Abgegebene Stimmen: 23 
Dafür: 12 
Dagegen: 8 
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Stimmenthaltungen: 3 
 Vizebgm. Sigmund nimmt die Wahl an.  
 
Lt. Schreiben der Fraktion ÖVP gibt es auch eine Änderung:  
GR Raffael Herzog soll statt GR Ulrich Grossinger in den Ausschuss Vereinswesen, 
Wirtschaft, Gastronomie, Jugend, Digitalisierung, Subventionen, Öffentlichkeitsarbeit 
gewählt werden. 
 

 
 
Es wurden 23 Stimmzettel ausgeteilt. 
Wahlergebnis: 
Abgegebene Stimmen: 23 
Dafür: 22 
Dagegen:1 
Stimmenthaltungen: 
GR Herzog nimmt die Wahl an. 
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Zu Top 3 – Bestellung Sicherheitsgemeinderat/Sicherheitsgemeinderätin 
Sachverhalt: 
Für die Innitiative GEMEINSAM. SICHER in Österreich vom Bundesministerium für 
Inneres wird eine Sicherheitsgemeinderätin entsandt. 

 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge Fr. Vizebgm. Jutta Polzer als Sicherheitsgemeinderätin 
entsenden. 
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: GR Dr. Grosskopf, Bgm. Schmidl-Haberleitner 
 
Vizebgm. Polzer nimmt die Wahl an. 
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Wortmeldungen: Vizebgm. Simgund, StR Naber MA MSc,  
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Zu Top 05 – Beschluss Rechnungsabschluss 2021  
Sachverhalt vorbereitet (StR Naber MA MSc/Fr. Tschebul) 
Der RA 2021 wurde ordnungsgemäß kundgemacht und liegt zur öffentlichen 
Einsichtnahme vom 11.03.2022 bis 25.03.2022 auf. 
Innerhalb der Auflagefrist eingebrachte Stellungnahmen von Gemeindemitgliedern 
werden in der Sitzung des Gemeinderates behandelt. 
 
Nachstehend die Kundmachung und Auszüge des RA 2021: 
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Als Teil des RA lt. NÖGO 1973 §83 Abs.1 liegt die Bilanz der Pressbaumer 
Kommunal GmbH Hauptstraße 58/3/3, 3021 Pressbaum, als 100% Tochter der 
Stadtgemeinde Pressbaum, bei. 

Die Bilanz 2020 weist folgende Kennzahlen aus: 

 

 
Die Bilanz sowie der Geschäftsbericht und der Bericht des Wirtschaftsprüfers wurde 
bereits in der GR Sitzung vom 03.11.2021 zur Kenntnis gebracht. 
Der RA 2021 wird in der Sitzung des Finanzausschusses am 16.03.2022 und in der 
Sitzung des Stadtrates am 22.03.2022 vorberaten.  
Der RA 2021 wird dem Prüfungsausschuss zur Bestätigung der rechnerischen 
Richtigkeit und der Übereinstimmung mit dem VA 2020 bzw. den 
Nachtragsvoranschlägen (gem. §82 (2) NÖ GO 1973), unter Berücksichtigung der 
vorliegenden Abweichungen gegenüber dem Voranschlag, innerhalb der Auflagefrist 
vorgelegt. Termin wurde für 18.03.2022 festgesetzt. 
 
Es liegt keine Stellungnahme zum Rechnungsabschluss 2021 vor. 
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Fragen des Prüfungsausschusses zum RA 2021: 
 
Von: Peter Grosskopf <peter.grosskopf@a1.net>  
Gesendet: Montag, 14. März 2022 11:03 
An: Markus Naber MA MSc <Finanzstadtrat@gmx.at>; Tschebul Monika 
<Monika.Tschebul@pressbaum.gv.at> 
Cc: Günter Fahrner <guenter.fahrner@gmail.com>; Philip Renner <philip.renner@gruene.at>; Susanne Stejskal 
<susanne.stejskal@drei.at>; Christine Leininger <christine.leininger@gruene.at>; Kurt Heuböck 
<kurt.heuboeck@feuerwehr.gv.at> 
Betreff: RA 2021 Finanzausschuss 
 
Sehr geehrter Herr Stadtrat und Frau Finanzdirektorin, 
lieber Markus, liebe Monika, 
wie gewünscht meine Fragen zum RA 2021. 

1. Bei der als Vorbereitung für den Prüfungsausschuss erfolgten Durcharbeitung des RA 2021 im 
Vergleich zum VA und NVA ist mir besonders aufgefallen, dass das Haushaltspotential (HHP), also die 
Kennziffer für die Leistungsfähigkeit der Gemeinde,  im Dezember 2020  für den VA 2021 mit 22.700 
€, dann im November 2021 mit 94.489 € berechnet wurde und bis zum RA 2021 aufgebraucht war. 
Allerdings sind in den Erläuterungen zu den Abweichungen des RA vom VA/NVA eine Reihe von teils 
beträchtlichen Zuführungen (in Summe rd. 1,5 Mio. €) aus dem HHP zu den Erträgen verschiedener 
Haushaltstellen angeführt, die alle   im VA/NVA nicht dotiert waren. Unter anderem auch für das 
Projekt Stadtpark (123.000 €), ohne dass hier irgendwelche Aufwendungen verbucht worden sind. Ich 
ersuche um Erläuterung, wie diese Zuführungen aus dem HHP während des Jahres 2021 entstanden 
sind und von wem sie jeweils gewünscht wurden?  

2. Da sich auch das im November 2021 für den NVA ausgewiesene Nettoergebnis von 111.500 €  binnen 
3 Monate um 462.971  € auf 574.471 € verbessert hat, die Ertragsanteile aber nur um rd. 56.000 € 
stiegen und die Erträge aus Abgaben leicht rückläufig waren, bitte um Erläuterung, wieweit die vorher 
erwähnten Zuführungen aus  dem HHP bzw. die um 860.000 € geringeren Finanzausgaben für 
Investitionen in den Straßenbau/Beleuchtung oder andere Gründe dafür maßgebend waren.  

Mit besten Grüßen 
Peter 
 
Antwort der Finanzabteilung per E-Mail am 15.03.2022: 
 
Liebe Alle, 
 
Zu 1.      Haushaltspotential: 

Das positive HHP des RA 2020 wurde durch Zuführungen an den Investitionsnachweis 
(vermögenswirksame Projekte) im RA 2020 auf 0,00 gestellt – siehe HHP händische Darstellung im RA 
2020 
Im Dezember 2020 wurde als Rechenergebnis (ohne Zuführungen) der Betrag von 22.700,00 für den 
VA 2021 errechnet. 
Im Juni 2021 wurde die Berechnung des HHP gesetzlich geändert – Info der NÖLR am 23.06.2021 – es 
wurde eine Neuberechnung des HHP aus dem Jahr 2020 gefordert – Ergebnis dazu sind die € 94.489,00. 
Diese Änderung wurde im NVA 2021 eingearbeitet und im SV dazu dargestellt – siehe Protokoll NVA, 
GR zum NVA 2021. 
Das Ergebnis des HHP des RA 2021 beträgt € 726.172,78 – siehe RA 2021 ab Seite 41 

Haushaltspotential  
In der händischen Darstellung des HHP – siehe RA 2021 ab Seite 33 – wird auf Seite 34 das kumulierte 
HHP zum 31.12.2020 (Vorjahr) mit € 94.489,14 (wie auch im NVA 2021 so dargestellt) angeführt und 
im verfügbaren HHP mitgerechnet – ergibt Summe Endbestand kumuliertes HHP € 820.661,92 
(siehe Seite 35). 
Dieser Betrag wurde an investive Vorhaben anl. des RA 2021 zugeführt (siehe Seite 35 händische 
Informationen) und damit auf 0,00 gestellt – Finanzabteilung hat Anweisung, bzw. Beschlüsse zur 
Verbuchung erhalten. 

mailto:peter.grosskopf@a1.net
mailto:Finanzstadtrat@gmx.at
mailto:Monika.Tschebul@pressbaum.gv.at
mailto:guenter.fahrner@gmail.com
mailto:philip.renner@gruene.at
mailto:susanne.stejskal@drei.at
mailto:christine.leininger@gruene.at
mailto:kurt.heuboeck@feuerwehr.gv.at
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Das positive HHP wird in der neuen VRV jedes Jahr anlässlich des RA auf 0,00 gestellt, d.h. ein 
Jahresüberschuss des operativen HH wird für vermögenswirksame Investitionen verwendet. In der 
neuen VRV 2015 startet jedes neue Jahr im operativen HH bei 0,00! 

               Da dieser Betrag im NVA noch nicht bekannt war, konnten die Zuführungen auch nicht budgetiert 
werden. 
                                

Die Zuführung an das Projekt Stadtpark (neues Projekt für bessere Übersichtlichkeit angelegt) - € 
123.000,00 – setzen sich wie folgt zusammen: 
GR Beschluss 15.12.2021              € 24.000,00 
 
 
 
StR Beschluss 20.01.2022              € 99.000,00 

    Rechnungen dazu werden 2022 erwartet. 
                                                

Zuführungen wurden in Summe in Höhe € 820.661,92 (Ergebnis des HHP RA 2021) durchgeführt – 
siehe Erläuterungen Abweichungen RA 2021 Seite 483 HH 1/981000-729910 operativer HH – die 
dazugehörigen Einnahmen auf den jeweiligen Projekten sind im händischen HHP RA 2021 Seite 35 
ersichtlich. Diese Zuführungen werden in gleicher Höhe im operativen HH und in den Projekten 
verbucht – Verrechnung 0,00! 

                                
Die anl. des RA 2021 durchgeführten Zuführungen vom operativen HH an den investiven HH können 
mit dem NTR-VA 2022 innerhalb des investiven HH geändert werden.  

                                
              ? 1,5 Mio Zuführungen – woher stammt dieser Betrag? 
 
Zu 2.      Nettoergebnis: siehe Vorbericht RA 2021 Seite 13: 
          NTR-VA 2021:   €   46.700,00 
         VA 2022:            € 111.500,00 
           RA 2021:            € 574.471,00 
                                
       Erklärung:  

Im Nettoergebnis ist unter anderem auch die jährliche Abschreibung und Auflösungen und Dotierungen 
von Rückstellungen enthalten. 
Die Abschreibung ändert sich auch mit tatsächlichen „in Betriebnahmen“ von Investitionen. Dies wird 
im VA zu den, zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Informationen angenommen, im RA nach den 
tatsächlichen Fertigstellungen verbucht. 

                                
MVAG 2112 Erträge aus Ertragsanteilen Mehreinnahmen 2/925000+859400 - € 447.384,09 – im VA lt. 
Blatt und Info der NÖLR budgetiert, tatsächlich mehr eingenommen 
MVAG 2121 Transfers von Ländern Covid 19 Unterstützungspaket 2/947000+861000 – € 102.172,38 - 
im VA/NVA nicht bekannt 

                                
Ertragsanteile 56.000,00 – wenn dieser Betrag aus dem Vorbericht RA 2021 stammt, wurden die 
Summen VA 2022 und RA 2021 verglichen, aber es müssen die Summen NTR-VA 2021 mit RA 2021 
verglichen werden! – ergibt damit Differenz siehe oben MVAG 2112 

 
Die geringeren Ausgaben für Investitionen im Projekt Straßenbau/Straßenbeleuchtung haben auf das 
Nettoergebnis keinen Einfluss (erst nach einer Fertigstellung als Abschreibung). Diese Minderausgaben 
im Jahr 2021 werden mit dem NTR-VA 2022 im Investitions-NW wieder berücksichtigt. 

 
Wenn noch Unklarheiten – bitte melden! 
 
Liebe Grüße 
Monika 
                                
Die Mitglieder des Finanzausschusses haben am 16.03.2022 eine einstimmige 

Empfehlung abgegeben. 
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StR Naber MA MSc stellt den  

Antrag:  
Der Gemeinderat möge den vorliegenden Rechnungsabschluss 2021, inklusive aller 

Beilagen, inkl. Bilanz der Fa. PKomm für das Jahr 2020 beschließen. 
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: GR Dr. Grosskopf, GR Strombach, GR Holzer, GR DI Schoder,  
Enthaltungen: GR Fahrner, GR Renner 
Wortmeldungen: GR Dr. Grosskopf (Stellungnahme liegt dem Protokoll bei), 
StR Auer, GR Fahrner, StR Naber MA MSc, Bgm. Schmidl-Haberleitner 
 
Mehrheitlich angenommen 
 

Zu Top 6 - Versicherungen (Hr. StR Naber MA MSc /Fr. Mag. Mitrovic, Fr. Hajek) 

Sachverhalt:  
Mail von Stadtamtsdirektorin Fr. Hajek am 22.02.2022: 
Aufgrund der Präsentation bei der Bürgermeisterkonferenz hat unser Bürgermeister 
den Kontakt mit Hrn. Voith hergestellt und mich ersucht, einen Termin zu diesem 
Thema zu vereinbaren. 
Der Termin hat gestern stattgefunden und es wäre vom Ausschuss zu entscheiden, 
ob und welche Produkte wir als Stadtgemeinde Pressbaum in Anspruch nehmen 
möchten. 

• Versicherungsabschlüsse (Haftpflicht, Strafrecht, Cyber) 
• Möchten wir eine Überprüfung unser gesamten Versicherungspolizzen 

(Vorlage der unserer Unterlagen dafür notwendig) oder vertrauen wir weiterhin 
auf unseren Versicherungsmakler Dr. Toifl 

 
Bitte um Behandlung im nächsten Ausschuss Finanzen. 
Herzlichen Dank und liebe Grüße 

 
 
Mail von Hr. Voith, Fa. GrECo International AG am 21.02.2022: 
Von: Voith Gernot - GrECo AT <G.Voith@greco.services>  
Gesendet: Montag, 21. Februar 2022 16:02 
An: Hajek Andrea <Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at> 
Cc: Mitrovic Danijela <Danijela.Mitrovic@pressbaum.gv.at>; Bauer Renate 
<Renate.Bauer@pressbaum.gv.at>; Glück Michael - GrECo AT 
<M.Glueck@greco.services> 

mailto:G.Voith@greco.services
mailto:Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at
mailto:Danijela.Mitrovic@pressbaum.gv.at
mailto:Renate.Bauer@pressbaum.gv.at
mailto:M.Glueck@greco.services
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Betreff: Risikomanagement und -absicherung für Gemeinden - im speziellen 
Vermögensschadenhaftpflicht-, Strafrechtsschutz- und Cyberversicherung  
 
Sehr geehrte Frau Hajek, 
 
wie im heutigen virtuellen Meeting vereinbart, fasse ich im Anschluss wesentliche 
Inhalte und den aktuellen Stand unserer bisherigen Gespräche zum Thema 
„Risikomanagement und -absicherung von Gemeinden - im speziellen 
Vermögensschadenhaftpflicht-, Strafrechtsschutz- und Cyberversicherung“ 
für die interne Diskussion im politischen Ausschuss zusammen:  
Im Rahmen unserer Präsentation zum Thema D&O-, Strafrechtsschutz- und 
Cyberversicherung auf der Konferenz der Bürgermeister im Vorjahr hat uns Herr 
Bürgermeister Schmidl-Haberleitner eingeladen, mit Ihnen gemeinsam die Bedarfe 
der Risikoabsicherung Ihrer Gemeinde zu evaluieren und Sie folglich im Speziellen 
im Bereich  

- Managerhaftpflichtversicherung (D&O) 
- Strafrechtsschutzversicherung 
- Cyberversicherung  

zu beraten. Wir haben angeboten, als Grundlage weiterer Gespräche bestehenden 
Versicherungen der Stadtgemeinde Pressbaum zu prüfen, ob und wenn ja in 
welchem Umfang für die genannten Risken bereits Versicherungsschutz besteht, um 
Doppelversicherungen zu vermeiden. 
Im heutigen virtuellen Meeting haben wir die Versicherungsbausteine der „GrECo 
Multiline für Gemeinden“ (Directors & Officers Liability = D&O, Strafrechtsschutz, 
Vertrauensschadenversicherung) und die Cyberversicherung anhand unseres 
Produktes „Cybersolid für Kommunen“ erläutert. Wir bieten Ihnen  Beratung und auf 
Ihre Bedarfe zugeschnittene Versicherungslösungen zu diesen Themen. Nach 
gemeinsamer Risikoevaluierung, Beantwortung der Risikofragen und Festlegung von 
Art und Umfang der gewünschten Versicherungslösung legen wir ein 
entsprechendes Konzept vor.    
Wie besprochen empfehlen wir als ersten Schritt eine Überprüfung der bestehenden 
Versicherungslösungen der Stadtgemeinde Pressbaum. Wir haben großes Interesse, 
Sie als Klienten zu gewinnen und gehen mit diesem ersten Polizzen-Check in 
Vorleistung – dh diese Dienstleistung ist für Sie kostenfrei. Neben der Prüfung 
möglicher redundanter Deckungen haben Sie eine zusätzliche sachkundige 
Einschätzung betreffend Umfang und Kondition der bestehenden Versicherungen. 
Diese Prüfung ist aber, wie heute besprochen, nicht zwingende Voraussetzung für 
den Abschluss einer D&O-, Strafrechtsschutz- oder Cyberversicherung! 
Für die detaillierte Risikoevaluierung und Beratung zu den Themen 
Vermögensschaden-, Strafrechtsschutz- und Cyberversicherung würden wir im 
nächsten Schritt dafür vorgesehene Fragebogen zur Verfügung stellen. 
Für die Organisation der Versicherungspolizzen benötigen wir die bereits übermittelte 
Einsichts- und Offertvollmacht, um die für die Analyse benötigten Unterlagen ohne 
Aufwand für Sie direkt beim jeweiligen Versicherer einzuholen. Wenn Sie keinen 
direkten Kontakt mit den Versicherungsunternehmen wünschen, können Sie uns 
alternativ dazu natürlich auch die betreffenden Polizzen in Kopie zur Verfügung 
stellen.  
Wunschgemäß stellen wir Ihnen die Präsentation der Bürgermeisterkonferenz in 
Ober-Grafendorf (30.08.2021) zur Verfügung. 
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Wir freuen uns auf eine zeitnahe Rückmeldung nach Klärung im politischen 
Ausschuss, ob und wenn ja in welchem Umfang weitere Beratungen durch uns 
gewünscht und beauftragt werden. 
Freundliche Grüße 
Gernot Voith 
Gernot Voith 
Account Manager | GrECo International AG  
Versicherungsmakler und Berater in Versicherungsangelegenheiten 
Elmargasse 2-4 | A-1190  Wien | g.voith@greco.services | www.greco.services 
Telefon: +43 5 04 04 348 | Mobile: +43 664 88 68 0441  | Fax: +43 5 04 04 11 140 
HG Wien, FN 249231 t | Firmensitz: Wien | Reg.Nr. 24158374 
LinkedIn | XING | Twitter I Facebook 
 
Auszug aus der Präsentation Bürgermeisterkonferenz 30.08.2021: 

 

mailto:g.voith@greco.services
http://www.greco.services/
https://www.linkedin.com/company/grecogroup/
https://www.linkedin.com/company/grecogroup/
https://www.linkedin.com/company/grecogroup/
https://www.facebook.com/greco.services
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Hr. StR Naber hat bei unserem EDV-Beauftragten bezüglich einer Cyberversicherung 
nachgefragt: 
 
Gesendet: Mittwoch, 16. März 2022 um 01:22 Uhr 
Von: "Ing. Erich Baumgartner" <office@jbp.at> 
An: "'Markus Naber MA MSc'" <Finanzstadtrat@gmx.at> 
Cc: "'GR Susanne Stejskal'" <susanne.stejskal@drei.at>, "'Monika Tschebul'" 
<Monika.Tschebul@pressbaum.gv.at>, "'Andrea Hajek'" 
<Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at> 
Betreff: AW: Kurze Frage zu Cyberversicherung 

Lieber Markus! 

Abgesehen davon, dass ein möglicher Schaden monetär wohl schwer zu beziffern 
sein würde, ist die Gemeinde Pressbaum dzt. als sehr sicher hinsichtlich der von Dir 
angesprochenen Punkte zu betrachten. 

Sehe das daher genau so kritisch wie Du. ;o) 

Eine Datenschutzverletzung durch Mitarbeiter der Gemeinde und externe 
Auftragsverarbeiter, wie die Gemdat oder mich, ist durch Dienstverträge oder 
gleichgeartete Vereinbarungen abgesichert. 

EDV-technisch ist die Gemeinde sowohl hinsichtlich der EDV-Hardware auf einem 
zeitgemäßen Stand und durch regelmäßige Software-Updates quasi up-to-date. 

Ebenso stellt die externe Anbindung der Außenstellen wie Bauhof, KIGAs und 
Schulen durch VPN-Lösung von Fortinet und entsprechenden Firewalls, betreut 
durch die Gemdat, den aktuellsten Stand der Technik dar. 

Die eigentliche Gefahr durch Schad-Software besteht am ehesten durch 
Anwenderfehler, wie z.B. durch Öffnen eines fragwürdigen Email-Anhangs. 

Aber auch da ist eine zeitgemäße Antiviren- und Antimalware-Software (dzt. von 
McAfee) auf jedem Endgerät installiert, die diese Gefahr entsprechend minimiert, um 
nicht sogar zu sagen, ausschließt. 

Eine dahingehende separate Versicherung scheint nach meiner Einschätzung nicht 
nötig und wäre somit ein unnötiger Kostenaufwand! 

Liebe Grüße 

Erich 

 
Im Jahr 2018 gab es eine detaillierte Versicherungsanalyse mit diversen 
Anpassungen der Polizzen in Zusammenarbeit mit GR Fahrner, Mag. Hager und Dr. 
Toifl und eine entsprechende Überarbeitung der Rechtsschutzversicherung, welche 
seit diesem Zeitpunkt auch die Elemente der Strafrechtsschutzversicherung enthält.  

mailto:office@jbp.at
mailto:Finanzstadtrat@gmx.at
mailto:susanne.stejskal@drei.at
mailto:Monika.Tschebul@pressbaum.gv.at
mailto:Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at
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Die Managerhaftpflichtversicherung wurde im Jahre 2020 nach einem länger 
andauernden Prozess beschlossen und ist seit November 2020 aufrecht. 
Somit bestehen derzeit bei der Stadtgemeinde Pressbaum folgende, im 
Zusammenhang mit dem Angebot der Fa. GrECo International AG, abgeschlossene 
Versicherungen: 
- Managerhaftpflichtversicherung: D&O - Polizze DD246626 bei DUAL Deutschland 
GmbH gemäß GR Beschluss vom 30.09.2020/Top 23a. 
- Strafrechtsschutzversicherung: Bestandteil der Polizze 2221/041013-4 bei der 
Uniqa Versicherung – Vorideg Rechtsschutz, letzte Anpassung gemäß GR 
Beschluss vom 21.03.2018/Top 8. 
- Cyberversicherung: keine Versicherung vorhanden 
Die Mitglieder des Finanzausschusses haben am 16.02.2022 eine einstimmige 
Empfehlung abgegeben. 
 
StR Naber MA MSc stellt den 
Antrag:  
Es wird empfohlen die aufrechten Versicherungen beizubehalten und eine neuerliche 
Evaluierung in einem geeigneten Abstand von zumindest fünf Jahren vorzunehmen, 
dies wäre damit im Jahr 2023.  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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zu Top 07 – Entsendung für den Wasserverband und Abwasserverband  
In der Gemeinderatssitzung vom 10.11.2020 wurde folgender Beschluss gefasst: 

Folgende Personen werden für die Entsendung vorgeschlagen:  

Als Vorstand aus der Fraktion ÖVP: Ing. Jochen Pintar  

Als Mitglied aus der Fraktion SPÖ: Ing. Anton Strombach  

GR Ing. Anton Strombach hat in seiner Funktion als Mitglied kein Stimmrecht, daher 

soll in der heutigen Gemeinderatssitzung GR Ing. Anton Strombach als VorstandStv. 

von GR Ing. Jochen Pintar beschlossen werden.  

Im Zuge dessen, möge der Gemeinderat, GR Ing. Jochen Pintar als Stellvertreter von 

Hrn. Ing. Anton Strombach für den Wasserverband beschließen.  
 

Bürgermeister Schmidl-Haberleitner stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Entsendung von GR Ing. Anton Strombach als 

VorstandStv von GR. Ing. Jochen Pintar in den Abwasserverband zustimmen und 

GR Ing. Jochen Pintar als VorstandStv. von GR Ing. Anton Strombach in den 

Wasserverband Kleine Tulln zustimmen. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Beide nehmen die Wahl an.  
 
 
Zu Top 8 – Neubau FF Haus 

Bauführerschaft Neubau Feuerwehrhaus H.E.L.P-Zentrum 

Sachverhalt (vorbereitet von Vzbgm in Polzer/P. Svoboda): 

Von Gesetzes wegen ist die Bauführerschaft für jegliche Bauvorhaben gemäß § 25 

NÖBO 2014 vorgegeben. Mit dem Start der Bautätigkeit Neubau Feuerwehrhaus 

Pressbaum per 28.02.2022 ist diese daher auch für dieses Vorhaben zu besetzen. 

Mit Honorarangebot vom 18.2.2022 (Beilage 1) bietet die Firma Team-Plan, 3500 

Krems die Bauführertätigkeit an. Die Fa. Team-Plan ist bereits als Bestbieter aus der 

Ausschreibung Örtliche Bauaufsicht (ÖBA) hervorgegangen und hat sich bisher in 

dieser Aufgabe sehr bewährt. Um das Bauvorhaben nicht zu verzögern und damit 
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den Baufortschritt sicherzustellen, wäre die Vergabe an die Fa. Team-Plan zu einem 

Preis von netto € 4.840,-, brutto € 5.808,- vorzunehmen. 

 

Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 

Vzbgmin Polzer stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die Beauftragung der Fa. Team-Plan, 3500 Krems zu einem 

Preis von brutto € 5.808,- nachträglich genehmigen. Der Auftrags-wert liegt innerhalb 

der Budgetvorgaben. 

Entscheidung: 

Dafür: Mehrheit d. GR  

Stimmenthaltungen: GR DI Schoder 

Wortmeldungen: GR Dr. Grosskopf, Vizebgm. Polzer  

Mehrheitlich angenommen 

 
• Bauwesen- und Bauherrenhaftpflichtversicherung 

Sachverhalt (vorbereitet von Vzbgm in Polzer/P. Svoboda): 

Mit Beginn des Bauvorhabens Neubau Feuerwehrhaus Pressbaum per 28.02.2022 

ist auch eine entsprechende Bauwesen- und Bauherrenhaftpflichtversicherung 

abzuschließen. Mit der Markterkundung wurde das Maklerbüro Dr. Rudolf Toifl, 

Purkersdorf beauftragt. Es wurden die Versicherungen Niederösterreichische 

Versicherung, UNIQA und Zürich angeschrieben. Die erstgenannte Versicherung hat 

aufgrund des langen Schriften- und Überprüfungslaufs kein Angebot gestellt, aus den 

Angeboten der beiden letztgenannten ist die Zürich Versicherung als Bestbieter für 

die Bauwesenversicherung in Höhe von € 4.829,06 und für die Bauherrenhaftpflicht-

versicherung in Höhe von € 2.171,72, jeweils inkl. Versicherungssteuer 

hervorgegangen (Beilagen 2 und 3). Um den Baustart 28.02.2022 nicht zu 

verzögern, wurde die Dr. Rudolf Toifl GmbH mit Schreiben vom 24.02.2022 (Beilage 

4) beauftragt, den Abschluss der beiden Versicherungen vorzunehmen, um 

Versicherungsschutz sicherzustellen. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 

Vzbgmin Polzer stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die Beauftragung der Fa. Dr. Rudolf Toifl. 3002 Purkersdorf 

zum Abschluss der Bauherrenhaftpflichtversicherung in Höhe von € 2.171,72 und der 

Bauwesenversicherung in Höhe von € 4.829,06 jeweils inkl. Versicherungssteuer mit 

der Zürich Versicherung gemäß Anbot vom 17.02.2022 nachträglich beschließen. 

Nur so konnte der Baubeginn per 28.02.2022 bei entsprechendem Versicherungs-

schutz sichergestellt werden. Der Auftragswert für beide Versicherungen liegt 

innerhalb der Budgetvorgaben. 

Entscheidung: 

Dafür: Mehrheit d. GR 

Stimmenthaltungen: GR Ing. Schoder 

Wortmeldungen: GR Ing. Schoder,  

Mehrheitlich angenommen 

 

• In der Gemeinderatssitzung vom 20.01.2022 wurde der Beschluss 
gefasst, dass die Gewerke 43-01 Türsysteme Holz und LV 73-01 Kunst-
stofffenster und Sonnenschutz mangels ausreichender Angebote auf 
dem Weg der Direktvergabe erteilt werden. 

o Mit dem Gewerk 43-01 Türsysteme Holz wurde die Fa. Obm Objekt-
, Bau- und Möbeltischlerei Gmbh in 2873 Feistritz in der Höhe von 
€ 23.223,30 netto, € 27.867,96 brutto beauftragt 

o Mit dem Gewerk 73-01 Kunststofffenster und Sonnenschutz wurde 
die Fa. Internorm Bauelemente Services GmbH in 1210 Wien in der 
Höhe von € 62.750,60 netto, € 75.300,72 brutto beauftragt 

Beide Auftragswerte liegen innerhalb der Budget-/Projektvorgaben. 
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Zu Top 09 -  Beschaffung eines HLF1-W für die Freiwillige Feuerwehr 
Rekawinkel über die BBG  
Sachverhalt (vorbereitet von Vizebgm. Polzer/ P. Svoboda/ S. Schindlecker) 

Im Voranschlag 2022 sind unter Position 5/163012-040000 € 220.000,- budgetiert. 

Die Bedeckung wird aus dem Rechnungsabschluss 2021 vorgenommen, eine 

Fremdfinanzierung ist daher nicht notwendig. Das Konkretisierungsangebot findet 

sich in der Beilage. 

Der Ausschuss für Sicherheit, Blaulicht, Personal, Verwaltung und Zivilschutz hat in 

seiner Sitzung vom 14.3.2022 eine einstimmige positive Empfehlung zur Beschaffung 

eines HLF1-W für die Freiwillige Feuerwehr Rekawinkel über die BBG abgegeben. 

Bedeckung ist unter 5/163012-040000 gegeben. 

 

Vizebgm. Polzer stellt daher den 

Antrag:  
Der Gemeinderat möge – vorbehaltlich der Zustimmung zum Rechnungsabschluss 

2021 – der Beschaffung des HLF1-W für die Freiwillige Feuerwehr Rekawinkel über 

die BBG zustimmen. Die budgetierten € 220.000 ,-- werden durch die Stadtgemeinde 

Pressbaum finanziert, die darüber hinausgehenden Kosten werden von der FF 

Rekawinkel als Eigenanteil übernommen.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: Vizebgm. Polzer,  
  



Gemeinderatssitzung 2022-03-30 – öffentlicher Teil  
 

30 
 
 

 
zu Top 10 - Grundabtretungen, Conte Corti-Straße 21, 3021 Pressbaum, Gst.Nr. 
245/66, EZ. 1879, KG 01905 (Preßbaum) 
 
Sachverhalt: (vorbereitet StR DI Brandstetter/Mag. Wallner) 
 
 
Gemäß der Darstellung im Teilungsplan GZ. 1559/COCO vom 16.03.2022, erstellt 
durch DI Boris Bogensberger, Hahngasse 18/4-5, A-1090 Wien, sind die 
nachstehenden Trennstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in 
das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 245/66, EZ.1704, KG 
01905) abzutreten: 

 
• Trennstück Nr. 1 des Grundstücks Nr. 245/66, EZ. 1879, KG 01905 im 

Gesamtausmaß von 48m². 
 
Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 
Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 

 
StR DI Brandstetter stellt den  
Antrag: 
 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung des 
Trennstückes Nr. 1 im Ausmaß von 48m² des Grundstücks Nr. 245/66, EZ. 1879, KG 
01905, gemäß dem Teilungsplan GZ. 1559/COCO vom 16.03.2022, erstellt durch DI 
Boris Bogensberger, Hahngasse 18/4-5, A-1090 Wien, in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum (245/64, EZ. 1704, KG 01905) beschließen 
 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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• Grundabtretung, Kaiserbrunnstraße 3, 3021 Pressbaum, Gst.Nr. 162/59, 
und Nr.88, KG 01904 (Pfalzau) 

 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter und Mag. Stefan Wallner) 
 
 
Gemäß der Darstellung im Teilungsplan GZ. 3591/21 vom 04.02.2022, erstellt durch 
Dipl.-Ing. Alireza Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum sind die 
nachstehenden Trennstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in 
das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 162/39, EZ.310, KG 
01904) abzutreten: 

 
• Trennstück Nr. 2 des Grundstücks Nr. 162/59, EZ.: 82, KG 01904 im 

Gesamtausmaß von 104m². 
 
Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 
Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 
 
StR DI Brandstetter stellt den  
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung des 
Trennstückes Nr. 2 im Ausmaß von 104m² in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde 
Pressbaum, gemäß dem Teilungsplan GZ. 3591/21 vom 04.02.2022, erstellt durch 
Dipl.-Ing. Alireza Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum, beschließen. 
 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Abstimmung fand ohne GR Strombach statt.  
 
 
Zu Top 11 - Änderung örtliches Raumordnungsprogramm: Änderung 
Bebauungsplan inkl. textlicher Bebauungsbestimmungen 
 
Sachverhalt: 
 
Die Auflage der Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes FÄ17 und 
TB6Ä10 erfolgte vom 26. November 2021 bis 07. Jänner 2022. Es wurden 25 
Stellungnahmen abgegeben. Außerdem gab es nicht positive Stellungnahmen 
seitens des Landes. 
 
Nach eingehenden Beratungen der Stellungnahmen im Bauausschuss wird nun die 
Beschlussfassung der noch zu klärenden Punkte des Flächenwidmungsplanes 
verschoben. 
 
In der heutigen Sitzung sollen jene Punkte der Änderung zum Bebauungsplan, Punkt 
4, 5 und 6  (siehe Beilage 1-3) und die geplanten Änderungen der Textlichen 
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Bebauungsvorschriften, die auf Grundlage des bestehenden 
Flächenwidmungsplanes möglich sind, beschlossen werden. 
 

• Änderungspunkt 4 in – gegenüber der öffentlichen Auflage – abgeänderten 
Form 

Behandlung der während der öffentlichen Auflage eingelangten Stellungnahme von 
Herrn Alfred Stefan (Parz. 162/86, KG Pfalzau, Kaiserbrunnerstraße 49) zum 
Änderungspunkt 4 (siehe Beschlussplan) 

Neben der Änderung der Bebauungshöhe von Bauklasse I auf Bauklasse I,II besteht 
der Wunsch, auch die Bebauungsdichte von 40% auf 50% zu erhöhen. 

Aufgrund der Lage und der beengten Verhältnisse der Baulandfläche (die 
Baulandfläche befindet sich zwischen der „Kaiserbrunnerstraße“ und dem 
Pfalzauerbach mit dem parallel dazu verlaufenden „Grünland-Grüngürtel (Ggü-1)“) 
und der Grundstücksgröße (rund 470m²) könnte zur besseren Bebaubarkeit im Zuge 
der Beschlussfassung durch den Gemeinderat auch die Bebauungsdichte auf 50% 
erhöht werden. 
 

• Änderungspunkt 5 und 6 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form 
Änderung der Textlichen Bebauungsvorschriften (Beilage 4): Im Zuge der geplanten 
Änderung des Bebauungsplanes werden auch die Textlichen Bebauungsvorschriften 
in einigen Punkten ergänzt bzw. abgeändert und Begrünungsmaßnahmen für 
Flachdächer, Fassaden und KFZ-Stellplätze bzw. Festlegungen für unversiegelte 
Flächen vorgesehen. Aufgrund der Stellungnahme der Abteilung RU1 der NÖ-
Landesregierung  (RU1-BP-467/021-2021) (Beilage 5) und der Anregungen des 
Bauausschusses sollen im Zuge des Gemeinderatsbeschlusses einige kleine 
Anpassungen erfolgen. Die Neudarstellung der Textlichen Bebauungsvorschriften 
wurde in den Verordnungstext eingefügt. 

Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 

Stadtrat Brandstetter stellt den  
 
Antrag: 
 
Der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung zum Bebauungsplan 
beschließen:  
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum beschließt (nach Erörterung der 
eingelangten Stellungnahmen) folgende 

V E R O R D N U N G  
§ 1 Aufgrund der §§ 29-34 des NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 idgF, wird der 
Bebauungsplan (Änderungspunkt 4 in – gegenüber der zur öffentlichen Auflage - 
abgeänderten Form und Änderungspunkte 5 und 6 in der zur öffentlichen Auflage 
gebrachten Form) für die Stadtgemeinde Pressbaum abgeändert. Weiters werden die 
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Textlichen Bebauungsvorschriften zum Teil in – gegenüber der öffentlichen Auflage - 
abgeänderten Form abgeändert. 

 
§ 2 Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung der einzelnen 
Grundflächen ist der mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehenen Plandarstellung 
(PZ.: PREB – TB6/Ä10 – 12216 - A) verfasst von DI. Karl SIEGL), welche gemäß §5(3) der NÖ-
Planzeichenverordnung, LGBl. 8200/1 idgF., wie eine Neufassung ausgeführt ist, zu 
entnehmen.  

 

§ 3 Die Plandarstellungen, sowie die Textlichen Bebauungsvorschriften liegen im Rathaus 
Pressbaum während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

§ 4 Abänderung der Textlichen Bebauungsbestimmungen - NEUFASSUNG 

1. GRUNDABTEILUNG UND AUFSCHLIESSUNG 

1.1 Das Ausmaß neu geschaffener Bauplätze im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
darf folgende Mindestmaße nicht unterschreiten: 

 - im Teil-Bereich „Rekawinkel“ („B1“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 
 1.000m2 

 - im Teil-Bereich „Lastberg“ („B2“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes):  

  800m2 

 - im Teil-Bereich „SacreCoeur“ („B3“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 
 1.000m2 

 - im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes:  

  700m2 

 
1.2 In das obige „Mindestausmaß neu geschaffener Bauplätze“ können auch 

Grundstücks-Teile, welche die Widmung „Grünland-Grüngürtel (Ggü)“ mit der 
Funktionsbezeichnung „uferbegleitender Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der Nummer „1“ 
in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd mit 
wesentlicher Bedeutung für die Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer 
„2“ in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige 
siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende Bedeutung“ („Ggü“ mit der Nummer „3“ in 
der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) aufweisen, bis zu einem 
Höchstausmaß von 200m2 angerechnet werden. 
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1.3 Bestehende Grundstücke im Bauland können auch dann zum Bauplatz erklärt 
werden, wenn sie eine Größe unter den oben angegebenen Mindestmaßen 
aufweisen. In diesem Fall sind Änderungen von Grundgrenzen jedoch nur möglich, 
wenn dadurch keine weitere Verringerung der bisherigen Grundstücksgrößen erfolgt. 

 

1.4 Eine weitere Verringerung der bisherigen Grundstücksgröße für die unter 1.2 
angeführten Bauplätze bzw. Grundstücke im Bauland, bzw. eine Verringerung von 
Bauplätzen gemäß 1.1 unter die jeweilige Mindestgröße ist nur dann möglich, wenn 
diese Verringerung durch erforderliche Abtretungen ins öffentliche Gut verursacht 
wird. 

 

2. GARAGEN und STELLPLÄTZE  

2.1  Die Mindestanzahl der zu errichtender Stellplätze pro Wohneinheit wird wie folgt 
festgelegt: 

a) Wohngebäude mit bis zu 2 Wohneinheiten: 2 Stellplätze pro Wohneinheit 
b) Wohngebäude ab 3 Wohneinheiten 

-  für Wohnungen bis 55,0m² Wohnnutzfläche:          1,5 Stellplätze pro 
Wohnung 

-  für Wohnungen von 55,1 bis 90,0 m² Wohnnutzfläche: 1,7 Stellplätze pro 
Wohnung 

-  für Wohnungen ab 90,1 m² Wohnnutzfläche:         2,0 Stellplätze pro 
Wohnung 

Die so ermittelte Mindestanzahl der Stellplätze für das Bauvorhaben ist auf ganze 
Zahlen aufzurunden. 

 

2.2  Garagen müssen einen Mindestabstand von 5m von der Straßenfluchtlinie aufweisen. 
Dies gilt auch für den Fall, dass die Garage in das Hauptgebäude integriert wird. Der 
damit entstehende „Garagenvorplatz“ darf zur Straße hin nicht eingefriedet werden. 
Wird keine Garage errichtet, sind PKW-Stellplätze direkt an der Straßenfluchtlinie zu 
errichten, die ebenfalls nicht eingefriedet werden dürfen. 

 Wenn es die Geländebeschaffenheit gemäß §51 Abs. 2 der NÖ-Bauordnung 2014 
idgF. und der Baubestand erfordert, sind Garagen im vorderen Bauwich mit einem 
Mindestabstand von 1,0m von der Straßenfluchtlinie zulässig. In diesem Fall sind die 
Garagen an eine seitliche Grundgrenze anzubauen und es ist an einer anderen Stelle 
direkt an der Straßenfluchtlinie ein nicht eingefriedeter zweiter Stellplatz zu 
errichten. 

 Wenn aufgrund der Situierung der Garage die Errichtung des nicht eingefriedeten 
„Garagenvorplatzes“ nicht möglich oder nicht sinnvoll ist, ist ebenfalls an einer 
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anderen Stelle direkt an der Straßenfluchtlinie ein nicht eingefriedeter zweiter 
Stellplatz zu errichten. 

 

2.3  Auf unbebauten Parzellen dürfen Wohnwägen und Mobilheime nicht auf- und 
abgestellt werden, ausgenommen als zeitlich befristete Baustelleneinrichtung. 

 

2.4 Bei der Errichtung von baulichen Anlagen im „vorderen Bauwich“ dürfen diese nicht 
höher als 3m sein. 

3. SONDERREGELUNG FÜR DIE ZULÄSSIGE BEBAUUNGSDICHTE UND FÜR DIE ANZAHL DER 
HAUPTGEBÄUDE PRO BAUPLATZ  

3.1 In Bereichen, für die der Bebauungsplan die Bebauungsdichte „MBF“ (Maximal 
bebaubare Fläche) vorsieht, ist die maximal bebaubare Fläche wie folgt zu ermitteln: 

 

 MBF = 150m2 + 4% jenes Teiles des Bauplatzes, der gemäß Bebauungsplan in der 
Festlegung "MBF" liegt. Dabei sind Grundstücksteile, die in der Widmungsart 
"Grünland-Grüngürtel (Ggü)" mit der Funktionsbezeichnung „uferbegleitender 
Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der Nummer „1“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd mit wesentlicher Bedeutung für 
die Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer „2“ in der Plandarstellung 
des Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende 
Bedeutung“ („Ggü“ mit der Nummer „3“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) liegen, bis zu einem Höchstausmaß von 200m2 der 
Berechnungsbasis zur Ermittlung des "4%-Anteils" zuzuschlagen. 

 

3.2 Auf Bauplätzen bis 1.000m2 sind zusätzlich zu der so ermittelten „Maximal 
bebaubaren Fläche“ Nebengebäude im Gesamtflächenausmaß von bis zu 100m2 
zulässig. Auf größeren Bauplätzen (>1.000m2) darf die Größe der Nebengebäude die 
maximal zulässige Größe von auf diesen Bauplätzen zulässigen Hauptgebäuden nicht 
überschreiten. 

 
3.3 Im „Bauland - Wohngebiet (BW)“ mit dem Zusatz „max. 2WE/Grundstück“ darf bis zu 

einer Bauplatzgröße von 1.000m² auch bei der Errichtung von zwei Wohneinheiten, 
nur ein Hauptgebäude pro Bauplatz errichtet werden. 

 

4. EINFRIEDUNGEN, EINFAHRTEN UND SERVITUTSZUFAHRTEN 

4.1  Die Einfriedung der Vorgärten gegen die Verkehrsfläche darf eine Gesamthöhe von 
2,0m nicht überschreiten. Des Weiteren ist ein massiver Sockel mit einer 
Mindesthöhe von 30cm und einer max. Höhe von 130cm herzustellen. 
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4.2  Bei einer Neigung des gewachsenen Geländes in einem Verhältnis größer als 2:3 
(Höhe:Breite) darf der Sockel der Einfriedung eine maximale Höhe von 1,8m 
erreichen.  

 

4.3 Eine geschlossene Ausführung der Einfriedung in Form einer Mauer oberhalb des 
Sockels ist nicht zulässig. Ausgenommen davon sind Einfriedungen aus 
Schallschutzgründen entlang der Bundes- und Landesstraßen sowie gegen die 
Westbahn und Einfriedungen in der „geschlossenen“ Bebauungsweise. 

 

 

4.4 Ein- und Ausfahrten  

 Die Gesamtbreite von Ein- und Ausfahrten darf bei einem Grundstück, gemessen an 
der Straßenfluchtlinie, maximal 8m betragen.  

 Ausgenommen von dieser Festlegung ist der Standort der Freiwilligen Feuerwehr im 
Bereich der Parzelle 157/37 (KG. Pressbaum). 

 

4.5 Erschließung von Bauplätzen über ein Fahr- und Leitungsrecht 

 Über eine Servitutszufahrt (Fahr- und Leitungsrecht) dürfen maximal vier Bauplätze 
erschlossen werden. Über Servitutszufahrt mit einer Mindestbreite von 8,0m können 
auch mehr als vier Bauplätze erschlossen werden. 

 

5. ANTENNEN 

5.1 Antennen (Fernseh- und Parabolantennen,...) und Masten auf oder an Dachflächen 
bzw. auf oder an Gebäuden dürfen diese nicht mehr als 2m überragen. 

 

6. SCHUTZZONEN 

6.1 Für die in der Plandarstellung ausgewiesenen „Schutzzonen“ gelten die in der NÖ 
Bauordnung 2014 idgF. und dem NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 idgF. festgelegten 
Bestimmungen für „Schutzzonen“. 

 

6.2 Der Abbruch von „Schutzzonen“-Objekten ist unter Berücksichtigung des §31 Abs.8 
des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. verboten. 
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6.3 Entspricht die äußere Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes im Wesentlichen der 
ursprünglichen Bautradition, so sind bei Zu- und Umbauten zumindest folgende 
charakteristische optische Merkmale der Fassade zu erhalten, wiederherzustellen 
oder entsprechend ihrem ursprünglichen optischen Erscheinungsbild zu ersetzen: 

 * Fensterabstände und –umrahmungen; 

 * Größe und Proportion und Teilung der Fenster, Türen und Tore; 

 * Fassadenteilung, -gliederung und –struktur 

 Historisch, optisch besonders wirksame und baukünstlerisch bedeutsame Merkmale 
(wie Holzveranden oder Holzverzierungen) sind in ihrem Charakter zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. 

 

6.4 Für die nach außen wirksame Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes sind 
Materialien, Formen und Farben zu verwenden, die in ihrer optischen Wirkung dem 
ursprünglichen Erscheinungsbild des Gebäudes entsprechen. Das gilt sowohl für alle 
Gebäudefronten und für das Dach als auch für untergeordnete Bauteile und Elemente 
(Balkone, Kamine, Treppen, Fensterrahmen- und -sprossen, Verkleidungen, 
Dachrinnen, u.dgl.). 

 

6.5 Die konkrete Umsetzung im Sinne der vorherigen Absätze 6.3 und 6.4 hat sich an der 
„Schutzzonen-Dokumentation“, die Bestandteil dieser Bebauungsvorschriften ist, zu 
orientieren. 

 

6.6 Die harmonische Gestaltung im Sinne des §56 der NÖ Bauordnung 2014 idgF. bei 
baubehördlichen Genehmigungsverfahren ist in den „Schutzzonen“ besonders zu 
überprüfen.  

7. BAUFLUCHTLINIEN 

7.1. Im hinteren und seitlichen Bauwich ist die Errichtung von Nebengebäuden bis zu 
einer Grundrissfläche von 50m2 zulässig.  

 

7.2. In der offenen und gekuppelten Bebauungsweise ist, sofern nicht anders im 
Bebauungsplan eingetragen, für Hauptgebäude ein vorderer Bauwich von 3m zur 
Straßenfluchtlinie einzuhalten. 
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8. NIVEAU DES BAUPLATZES 

8.1 Veränderungen des Geländes im Bauland sind unter folgenden Bedingungen zulässig:  

 a. als Ausgleich geringfügiger Unebenheiten im generell bestehenden Geländeverlauf, 

 b. als Niveauveränderungen auf Straßenniveau im vorderen Bauwich bis zu einer 
Breite von 6m auch bis an die seitlichen Grundstücksgrenzen und einer max. Höhe 
von 1,8m, 

 c. als Anschüttungen auf den übrigen Flächen, wobei diese an keinem Punkt mehr als 
1,0m über die bestehende Höhenlage des Geländes (Bezugsniveau gemäß NÖ-
Bauordnung 2014) ragen dürfen, 

 d. als Anschüttungen mit senkrechten Stützmauern mit geschlossener Oberfläche an 
die seitlichen und hinteren Grundstücksgrenzen heran, wobei die Stützmauer an 
keinem Punkt mehr als 1,8m über die bestehende Höhenlage des Geländes 
(Bezugsniveau gemäß NÖ-Bauordnung 2014) ragen dürfen. Die Anschüttungen selbst 
dürfen max. 1,0m betragen 

 e. als Anschüttungen mit geneigtem Böschungswinkel an die seitlichen und hinteren 
Grundstücksgrenzen bis 1,0m heran und einer maximalen Neigung 
von 2:4 (H:B)  

 f. Steinwürfe dürfen höchstens 75° steil sein. Der Fuß eines Steinwurfs muss 
mindestens 1,0m von der Grundgrenze entfernt sein und dürfen samt Anschüttung 
höchstens 1,0m hoch sein. 

 

9.  BEGRÜNTE DÄCHER, FASSADEN UND KFZ-STELLPLÄTZE 

9.1 Begrünte Dächer 

 9.1.1. Bei Neu-, Zu- und Umbauten von Bauwerken mit Flachdächern (Dachneigung 
<7°) ist eine Begrünung der gesamten Dachflächen vorzusehen. Ausgenommen sind 
jene Teile der Dachflächen, die für die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen 
genutzt werden. 

 25% der Gesamtdachfläche von Hauptgebäuden darf als Dachterrasse ausgebildet 
werden. Ausgenommen von der Berechnung sind Wintergärten mit Glasdeckung. 

 

 9.1.2. Begrünung von Dächern bei bestehenden Gebäuden:  

 Ist bei einem Bestandsgebäude, ausgenommen Gebäude im seitlichen und hinteren 
Bauwich, die maximal zulässige Gebäudehöhe bereits ausgeschöpft, darf bei der 
Errichtung der Dachbegrünung die festgelegte höchstzulässige Gebäudehöhe um das 
erforderliche Ausmaß der Konstruktionshöhe, jedoch nicht mehr als 1 Meter, 
überschritten werden, wobei die Belichtung von bestehenden, bewilligten 
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Hauptfenstern bzw. von Hauptfenstern zulässiger Gebäude auf Nachbargrundstücken 
nicht beeinträchtigt werden darf. 

 

9.2 Begrünte Fassaden 

 9.2.1. Alternativ zu begrünten Dachflächen können bei Neu- und Zubauten von 
Wohngebäuden mit mehr als 4 Wohneinheiten pro Bauplatz zumindest 20% der 
Fassadenfläche jedes Gebäudes begrünt werden. Ausgenommen von dieser 
Bestimmung sind ortsbildprägende Gebäudefronten in Schutzzonen. 

 

 9.2.2. Die zu begrünende Fläche darf auf mehrere Teilflächen an der Fassade aufgeteilt 
werden. Eine einzelne Begrünungsfläche ist jedoch nur dann anrechenbar, wenn sie 5% 
der Fassadenfläche nicht unterschreitet. 

 

 9.2.3. Fensterflächen dürfen nicht zur Fassadenbegrünungsfläche gemäß Punkt 9.2.1. 
gerechnet werden. 

 

 9.2.4. Die Begrünung der Fassaden kann sowohl durch eine bodengebundene als auch 
durch eine wandgebundene Begrünung erfolgen und ist automatisch zu bewässern. 

 

 9.2.5. Fassadenbegrünungen sind nach den gültigen Regeln der Technik auszuführen, 
zu pflegen und in einem vitalen Zustand zu erhalten. 

 Erforderliche Pflegemaßnahmen sind bereits in der Planung zu berücksichtigen. 

 

 9.2.6. Bei Bauwerken ab der Gebäudeklasse 3 ist ein brandschutztechnisches 
Gutachten zur Fassadenbegrünung vorzulegen. 

9.3 Begrünte KFZ-Stellplätze 
 9.3.1. Bei der Errichtung und Umgestaltung von KFZ-Stellplätzen muss zwischen den 

Stellplatzflächen und den Fahrgassen bzw. den Grundstücksein- und Ausfahrten eine 
gestalterische Trennung der Oberflächen erfolgen. Für die Stellplatzflächen sind 
sickerfähige Oberflächen herzustellen. 

 

 9.3.2. Bei der Neuanlage und Umgestaltung von nicht überdeckten Parkplätzen mit 
mehr als 4 KFZ-Stellplätzen müssen Bäume mit einem Stammumfang von min. 15-18cm 
(gemessen in 1m Höhe, Hochstamm) und einer Baumscheibe von mindestens 6 m², bei 
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einer Mindestbreite von 2 m, oder einer alternativen Maßnahme für die Absicherung 
einer ausreichenden Feuchtigkeitszufuhr, gepflanzt werden. 

Diese Bäume sind nach den gültigen Regeln der Technik zu pflanzen, zu pflegen und in 
einem vitalen Zustand zu erhalten. 

 

Die Mindestanzahl der zu pflanzenden Bäume wird wie folgt festgelegt: 

5 bis  8 Stellplätze …… 1 Baum 

9 bis 12 Stellplätze ….. 2 Bäume 

13 bis 17 Stellplätze … 3 Bäume 

… für jede weiteren 4 Stellplätze ist für jede volle und angefangene Einheit ein 
weiterer Baum zu pflanzen. 

Die Bäume müssen derart angeordnet werden, dass eine Beschattung der befestigten 
Flächen des Parkplatzes erreicht werden kann. 

 

10. UNVERSIEGELTE FLÄCHEN (keine Abdeckung des Bodens mit einer 
wasserundurchlässigen Schicht) 

10.1. Unversiegelte Flächen sind Teile von Bauplätzen in denen jegliche bauliche Anlagen 
unzulässig sind. Ausgenommen sind unterirdische Bauwerke, deren Oberkante 
mindestens 1 m unter der bewilligt veränderten Höhenlage des Geländes liegt. 

 

10.2. Pro Bauplatz müssen zumindest 50% der nicht mit Haupt- und Nebengebäuden 
bebaubaren Flächen des Bauplatzes begrünt (z.B.: Wiesen und Rasenflächen, 
bepflanzte Flächen, Beete, Bewuchs, …) werden. Ausgenommen davon sind 
Fahnenzufahrten. 

 

10.3. Das Ausmaß von eventuell begrünten Dachflächen (Flachdächer und Steildächer) mit 
einer zumindest 20cm starken Substratschicht kann auf das zulässige Ausmaß der 
versiegelbaren Fläche des Bauplatzes angerechnet werden. 

 

10.4. Ist bei vor dem 01.01.2022 baubehördlich bewilligten Gebäuden ein Zu- oder Umbau 
geplant und kann das Ausmaß der unter Punkt 10.2 vorgegebenen unversiegelten 
Fläche aufgrund der bereits konsensgemäß bestehenden versiegelten Flächen nicht 
erreicht werden, so ist für jeweils angefangene 50 m², welche dieses Ausmaß 
überschreiten, 1 Baum gemäß Punkt 9.3.2 zu pflanzen, durch welchen eine 
Beschattung der versiegelten Fläche gewährleistet wird. 
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§ 5 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Enthaltungen: Fraktion WIR 
Wortmeldungen: StR Auer, GR Fahrner, Bgm. Schmidl-Haberleitner,  
Mehrheitlich angenommen 
 

Zu Top 12 -  Nutzungsvereinbarung mit der Raiffeisenbank Wienerwald eGen 
Sachverhalt: 
Mit e- Mail vom 15.10.2021 hat Herr Ing. Mag. (FH) Leopold Eigner die 
Stadtgemeinde Pressbaum um einen Zusatz zum Abtretungsvertrag ersucht: 
„Dem Eigentümer des angrenzenden Bauplatzes wird - für längstens 5 Jahre ab 
Rechtskraft des Grundteilungsbescheides - die unentgeltliche Nutzung der 
abzutretenden Flächen gewährt. Die Räumung der Grundfläche darf während dieses 
Zeitraumes aufgeschoben werden bzw. entfällt - bei einer Bauführung in diesem 
Zeitraum - in Folge die Verpflichtung der Gehsteigwiederherstellung."  
 
Folgende Nutzungsvereinbarung wurde vorbereitet: 
 

Nutzungsvereinbarung über die abgetretenen Grundflächen 
i.V.m. Abtretungsvertrag vom 15.12.2021 

abgeschlossen zwischen:  
1. Raiffeisenbank Wienerwald eGen (FN 99135m), Hauptstraße 62, Pressbaum 3021  
als Nutzungsnehmer einerseits,  
2. der Stadtgemeinde Pressbaum als Verwalterin des Öffentlichen Gutes, 
Hauptstraße 58, 3021 Pressbaum  
als Nutzungsgeber anderseits,  
wie folgt:  
Präambel  
Die Raiffeisenbank Wienerwald eGen wurde mit Bescheid AZ TEI- 0023/2021 vom 
04.11.2021 verpflichtet, die im Teilungsplan des Dipl. Ing. Dominik Mesner, 
Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen, Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 
Neulengbach, GZ 41729 vom 16.08.2021, bezeichneten Trennstücke 2, 3, 4 in das 
öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum abzutreten.  
Mit Abtretungsvertrag vom 15.12.2021 wurde die kostenlose Abtretung von 
Trennstück 1 vereinbart.  
Mit dieser Vereinbarung kommen die vertragschließenden Parteien überein, dass der 
Raiffeisenbank Wienerwald eGen für längstens 5 Jahre ab Rechtskraft des 
Teilungsbescheides AZ TEI-0023/2021 vom 04.11.2021 für die Trennstücke 2, 3, 4 
und für längstens 5 Jahre ab Unterzeichnung des Abtretungsvertrages vom 
15.12.2021 für Trennstück 1 die unentgeltliche Nutzung der abgetretenen Flächen, 
solange diese  
noch nicht zum Ausbau oder zur Verbreiterung der Verkehrsfläche benötigt werden, 
gewährt wird.  
Die Räumung der Grundflächen wird während dieses Zeitraumes aufgeschoben.  
Die Kosten einer allfälligen Gehsteigwiederherstellung trägt die Stadtgemeinde 
Pressbaum.  
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1. Vertragsgegenstand  
Vertragsgegenstand sind die im Teilungsplan des Dipl. Ing. Dominik Mesner, 
Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen, Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 
Neulengbach, GZ 41729 vom 16.08.2021, bezeichneten Trennstücke 1, 2, 3 und 4 
wie folgt:  
Das mit der Ziffer 1 bezeichnete, 23 m2 große Trennstück des Grundstückes .628, 
eingetragen in der der Raiffeisenbank Wienerwald eGen zur Gänze gehörigen 
Liegenschaft EZ 877 KG 01905 Pressbaum,  
das mit der Ziffer 2 bezeichnete, 3 m² große Trennstück des Grundstückes .22/1, 
eingetragen in der der Raiffeisenbank Wienerwald eGen zur Gänze gehörigen 
Liegenschaft EZ 1645 KG 01905 Pressbaum,  
das mit der Ziffer 3 bezeichnete, 21 m² große Trennstück des Grundstückes 137/1, 
eingetragen in der der Raiffeisenbank Wienerwald eGen zur Gänze gehörigen 
Liegenschaft EZ 538 KG 01905 Pressbaum,  
das mit der Ziffer 4 bezeichnete, 4 m² große Trennstück des Grundstückes .464, 
eingetragen in der der Raiffeisenbank Wienerwald eGen zur Gänze gehörigen 
Liegenschaft EZ 538 KG 01905 Pressbaum  
KATASTRALGEMEINDE 01905 Preßbaum EINLAGEZAHL 877  
BEZIRKSGERICHT Purkersdorf  
****************************************************************  
Letzte TZ 550/2005  
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012  
******************************** A1 *****************************  
GST-NR G BA (NUTZUNG) FLÄCHE GST-ADRESSE  
.628 GST-Fläche 868  
Bauf.(10) 370  
Sonst(50) 498 Hauptstraße 62  
Legende:  
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude)  
Sonst(50): Sonstige (Betriebsflächen)  
********************************* A2 ****************************  
1 a gelöscht  
********************************* B *****************************  
1 ANTEIL: 1/1  
Raiffeisenbank Wienerwald registrierte Genossenschaft mit beschränkter  
Haftung  
ADR: Hauptstr. 62, Pressbaum 3021  
a 1618/1933 Kaufvertrag 1933-06-17 Eigentumsrecht  
c 963/1976 Berichtigung des Grundbuches gem § 136 GBG  
d 834/1994 Berichtigung des Grundbuches gem § 136 GBG  
e 550/2005 Namensänderung  
******************************** C ******************************  
***************************** HINWEIS ***************************  
Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS.  
****************************************************************  
Grundbuch 07.09.2021  
 
KATASTRALGEMEINDE 01905 Preßbaum EINLAGEZAHL 1645  
BEZIRKSGERICHT Purkersdorf  
****************************************************************  
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Letzte TZ 1015/2014  
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012  
******************************* A1 ******************************  
GST-NR G BA (NUTZUNG) FLÄCHE GST-ADRESSE  
.22/1 GST-Fläche * 577  
Bauf.(10) 102  
Sonst(40) 475 Hauptstraße 64  
Legende:  
*: Fläche rechnerisch ermittelt  
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude)  
Sonst(40): Sonstige (Parkplätze)  
******************************* A2 ******************************  
1 a 1220/1967 Realrecht des Fahrweges und Fußsteiges über Gst .22/2 für Gst  
.22/1  
******************************* B *******************************  
10 ANTEIL: 1/1  
Raiffeisenbank Wienerwald eGen (FN 99135m)  
ADR: Hauptstraße 62, Pressbaum 3021  
a 1015/2014 IM RANG 853/2014 Kaufvertrag 2014-04-24 Eigentumsrecht  
b 1015/2014 Zusammenziehung der Anteile  
******************************* C *******************************  
1 a 1220/1967  
DIENSTBARKEIT der Wasserleitung, des Wasserbezuges sowie  
des Haltens eines eigenen Zählers gem Abs V  
Schenkungsvertrag 1964-06-25 für Gst .22/2  
2 a 1220/1967  
DIENSTBARKEIT des Fahrweges und Fußsteiges über Gst .22/1  
gem Abs VI Schenkungsvertrag 1964-06-25 für Gst .22/2  
10 gelöscht  
**************************** HINWEIS ****************************  
Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS.  
****************************************************************  
Grundbuch 07.09.2021  
 
KATASTRALGEMEINDE 01905 Preßbaum EINLAGEZAHL 538  
BEZIRKSGERICHT Purkersdorf  
****************************************************************  
Letzte TZ 1014/2014  
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012  
******************************* A1 ******************************  
GST-NR G BA (NUTZUNG) FLÄCHE GST-ADRESSE  
137/1 GST-Fläche * 97  
Bauf.(10) 30  
Gärten(10) 67  
.464 GST-Fläche * 35  
Bauf.(10) 27  
Bauf.(20) 3  
Sonst(10) 5  
GESAMTFLÄCHE 132  
Legende:  
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*: Fläche rechnerisch ermittelt  
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude)  
Bauf.(20): Bauflächen (Gebäudenebenflächen)  
Gärten(10): Gärten (Gärten)  
Sonst(10): Sonstige (Straßenverkehrsanlagen)  
******************************* A2 ******************************  
******************************* B *******************************  
3 ANTEIL: 1/1  
Raiffeisenbank Wienerwald eGen (FN 99135m)  
ADR: Hauptstraße 62, Pressbaum 3021  
d 1014/2014 IM RANG 853/2014 Kaufvertrag 2014-04-24 Eigentumsrecht  
******************************* C *******************************  
1 a 1014/2014  
WOHNUNGSGEBRAUCHSRECHT gem. Pkt. Neuntens Kaufvertrag  
2014-04-24 für Peter Esletzbichler geb 1942-04-12  
**************************** HINWEIS ****************************  
Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS.  
****************************************************************  
Grundbuch 07.09.2021  
 
2. Zustimmung  
Die Stadtgemeinde Pressbaum erteilt hiermit die Zustimmung, dass der 
Nutzungsnehmer die Trennstücke 1, 2, 3, 4 befristet benützen darf.  
3. Nutzung  
Der Nutzungsnehmer hat die Trennstücke 1, 2, 3, 4 so zu erhalten und zu betreuen, 
dass hierdurch weder der Bestand der Straße und der dazugehörenden Anlagen 
noch der Verkehr auf der Straße beeinträchtigt wird. Er hat diesbezüglichen 
Anordnungen der Stadtgemeinde Pressbaum unverzüglich Folge zu leisten.  
Sind Arbeiten jedweder Art in oder an der Straße und den dazugehörigen Anlagen 
notwendig, dürfen diese nur nach vorheriger Zustimmung und im Einvernehmen mit 
der Stadtgemeinde Pressbaum durchgeführt werden. Bei augenscheinlich 
mangelhafter Ausführung von Arbeiten in oder an der Straße oder den 
dazugehörigen Anlagen ist die Straßenverwaltung berechtigt, vom Nutzungsnehmer 
eine gemeinsame Begehung zur Feststellung der Mängel und unverzüglich Abhilfe 
zu verlangen. Kommt die gemeinsame Begehung aus Gründen, die vom 
Nutzungsnehmer zu vertreten sind, nicht zustande, so kann die Stadtgemeinde 
Pressbaum ohne vorherige Anhörung des Nutzungsnehmers die Mängel feststellen 
und Abhilfe verlangen. Beseitigt der Nutzungsnehmer nicht innerhalb angemessener 
Frist die von der Stadtgemeinde Pressbaum aufgezeigten Mängel, so ist die 
Stadtgemeinde Pressbaum berechtigt, auf Kosten des Nutzungsnehmers eine 
Bauaufsicht mit Anordnungsbefugnis zu bestellen. Die Stadtgemeinde Pressbaum ist 
weiters berechtigt, auf Kosten des Nutzungsnehmers die erforderlichen 
Ersatzmaßnahmen durchführen zu lassen. Bei Gefahr in Verzug ist die 
Stadtgemeinde Pressbaum auch ohne vorherige Information des Nutzungsnehmers 
berechtigt, die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des Nutzungsnehmers 
durchführen zu lassen.  
 
4. Vertragsdauer  
Die Zustimmung wird befristet für den Zeitraum bis längstens 5 Jahre ab Rechtskraft 
des Teilungsbescheides AZ TEI-0023/2021 vom 04.11.2021 für die Trennstücke 2, 3, 
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4 und für längstens 5 Jahre ab Unterzeichnung des Abtretungsvertrages für 
Trennstück 1 und auf Widerruf durch die Stadtgemeinde Pressbaum erteilt, sofern 
die abgetretenen Flächen zum Ausbau oder zur Verbreiterung der Verkehrsfläche 
benötigt werden.  
Nach Widerruf der Zustimmung und bei Beendigung des Vertrages hat der 
Nutzungsnehmer die abgetretenen Flächen frei von in Geld ablösbaren Lasten und 
geräumt von Bauwerken, Gehölzen und Materialien zu übergeben.  
5. Benutzungsentgelt  
Die Benützung erfolgt unentgeltlich.  
 
6. Rechtsnachfolge  
Dieser Vertrag geht auf Rechtsnachfolger im Eigentum der oben in Punkt 1 
beschriebenen Liegenschaften über.  
Der Nutzungsnehmer ist verpflichtet, einen allfälligen Rechtsnachfolger nachweislich 
über diesen Vertrag in Kenntnis zu setzen.  
7. Schlussbestimmungen  
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für ein Abgehen vom 
Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.  
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird dadurch 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien 
verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu 
ersetzen, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am ehesten 
entspricht.  
Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, von denen jeder Vertragsteil 
eine Ausfertigung erhält.  
Für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag wird der Gerichtsstand des für die 
Stadtgemeinde Pressbaum örtlich und sachlich zuständigen Gerichts vereinbart.  
Die Vertragserrichtung erfolgt durch die Stadtgemeinde Pressbaum, dem 
Nutzungsnehmer werden keine Vertragserrichtungskosten verrechnet. Die Kosten 
einer allfälligen rechtsfreundlichen Beratung und Vertretung trägt jeder Vertragsteil 
selbst. Allfällige sonstige mit der Errichtung und Durchführung dieses Vertrages 
verbundenen Kosten, Steuern und Gebühren trägt der Nutzungsnehmer. Der 
Nutzungsnehmer hält die Stadtgemeinde Pressbaum diesbezüglich schad- und 
klaglos.  
Der Ausschuss STADTPLANUNG, BAU, ENTWICKLUNG, ZUZUG, WOHNEN und 
ORTSBILD hat in seiner Sitzung vom 15.02.2022 eine positive Empfehlung zum 
Abschluss der vorliegenden Nutzungsvereinbarung abgegeben. 
 
StR DI Brandstetter stellt daher den  
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die vorliegende Nutzungsvereinbarung mit der 
Raiffeisenbank Wienerwald eGen beschließen. 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Abstimmung findet ohne GR Herzog statt 
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Zu Top 14 – Verlängerung der Winterdienstverträge für die Lose Nr. 1 – Nr. 4 
(vorbereitet von Vizebgm. Sigmund/ Mag. Hager): 
Sachverhalt:  
Gemäß der letzten Ausschreibung des Herrn BM DI Denk im Jahr 2019 laufen die 

aktuellen Winterdienstverträge für die großen Lose wie folgt noch bis 29. April 2022: 

Los Nr. 1 + 2: Bau & Erdbewegung Braunias e. U., 3012 Wolfsgraben 

Los Nr. 3:  Gartenservice Peter Rasch, 3013 Pressbaum 

Los Nr. 4:   R & L Entsorgungsservice GmbH, 3033 Klausen-Leopoldsdorf  

Dann würde es bei Zufriedenheit für die Stadtgemeinde Pressbaum gemäß Punkt 

B.11. der Ausschreibungsunterlagen („Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, 

den Auftrag für 2 weitere Winterdienstsaisonen zu verlängern.“) die Möglichkeit geben, 

den bestehenden Auftrag jeweils für 2 weitere Winterdienstsaisonen (also bis April 

2024) zu verlängern. Die Gemeindeverwaltung würde diese Vorgehensweise auch 

empfehlen. 

In der Sitzung des zuständigen Ausschusses vom 7. September 2021 wurde folgende 

Empfehlung an den Gemeinderat abgegeben: 

„Einstimmige Empfehlung des Ausschusses zur Verlängerung der Verträge“ 

Bedeckung: VA 2022 unter: 1/612000-728000 Winterdienst  

            VA 2023 + VA 2024 zum gegebenen Zeitpunkt noch zu budgetieren 

 

Vizebürgermeister Sigmund stellt den  

Antrag: 
Der Gemeinderat möge die, gemäß Punkt B.11. der Ausschreibung des Hr. BM DI 

Denk aus dem Jahr 2019 bestehende, Möglichkeit, den jeweiligen Auftrag für 2 weitere 

Winterdienstsaisonen zu verlängern, in Anspruch nehmen und die Verträge bezüglich 

Winterdienst mit der Firma Bau & Erdbewegung Braunias e. U. für die Lose Nr. 1 + Nr. 

2, mit der Firma Gartenservice Peter Rasch für das Los Nr. 3 und der Firma R & L 

Entsorgungsservice GmbH für das Los Nr. 4 um jeweils zwei Jahre – sohin bis April 

2024 - verlängern.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: GR Ing. Woletz, Bgm. Schmidl-Haberleitner, Vizebgm. 
Sigmund, GR Hebenstreit,  
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Zu Top 15 – Vereinbarung Lichtpunkte Sieghartskirchen (vorbereitet von 
A.Hajek) 
Sachverhalt: 
Die Stadtgemeinde Pressbaum hat im September 2019 Lichtpunkte auf LED 

umgerüstet. Dabei wurde festgestellt, dass neun Lichtpunkte im Bereich der 

Tirolersiedlung/In der Au, welche auf dem Gemeindegebiet von Pressbaum liegen 

Sieghartskirchen verrechnet werden. 

Dazu wurde eine Vereinbarung mit Sieghartskirchen ausverhandelt und im 

Gemeinderat der Marktgemeinde Sieghartskirchen bereits beschlossen. 

Bedeckung: 1/850000-403000 

 

Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Vereinbarung beschließen: 
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 16 – Grünraumgestaltung  
Sachverhalt (vorbereitet GR Christine Leininger/Elisabeth Wiesböck) 
Im letzten Umweltausschuss wurde beschlossen, dass vor dem Amtshaus ein 

Musterbeet von einer Gärtnerei anlegen lassen, welches die Pressbaumerinnen und 

Pressbaumer dazu anregen soll eine der grünen Inseln selbst zu bepflanzen und ihren 

grünen Daumen zu betätigen. GR Leininger hat mehrere Firmen mit der Bitte eines 

Angebots angeschrieben, so die Firma Malecek, Hameter, Paula Polak, Wildeblumen, 

Starkl und Praskac. Die Firma Starkl stellte das günstigste Anbot. Des Weiteren wurde 

ergänzend dazu ein Anbot für 3 Bäume,2 davon als Schattenspender vor den 

Wintergärten Post und Bürgerservice und einen vor der Volksschule neben Pueblo 

eingeholt. Die Umsetzung der Bäume ist jedoch aus Kostengründen momentan nicht 

möglich. Weiters wurden Samen für eine kleine Blumenwiese beim Haitzawinkler 

Tunnel (jetzt Erde) angeboten. Durch die Umsetzung des Musterbeets vor dem 

Rathaus würde der Wirtschaftshof entlastet werden, würde aber gebeten werden, die 

Grasnarbe vor dem Rathaus zu entfernen und dem Boden etwas Sand beizufügen. 

Für die Umsetzung dieses Projekts ist jedoch vorab eine Übertragung des Budgets 

von 1/815-006 auf 1/363-728 notwendig.  
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 
GR Christine Leininger stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge, die Firma Starkl mit der Anlage eines Musterbeetes vor dem 

Rathaus und den Ankauf von Blumensamen für die Wiese beim Haitzawinkler Tunnel 

beschließen. Die Kosten dafür betragen 2459,07€ brutto. Die Bedeckung erfolgt nach 

GR - Beschluss durch eine Übertragung von 3.000 € 1/815-006 auf das Konto 1/363-

728. 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Stimmenthaltung: GR Herzog,  GR Hebenstreit, GR Fahrner, StR Auer, GR DI 
Schoder, GR Ing. Woletz,  
Wortmeldungen: GR Ing. Woletz, StR Auer,  
Mehrheitlich angenommen 
 
zu Top 17 – Resolution gegen Atomkraft 
 
Sachverhalt (vorbereitet von Vizebgm. Sigmund / Gemeinderätin Christine 
Leininger) 
 
Der am 2.2.2022 vorgelegte Vorschlag der EU-Kommission zum delegierten Rechtsakt 
der Taxonomie-Verordnung, der Erdgas und Atomenergie als Übergangstechnologien 
zulässt, untergräbt damit das ursprüngliche Ziel der Taxonomie, nämlich ein 
Nachhaltigkeitssiegel für grüne Investitionen zu schaffen. Er gefährdet auch die 
Finanzierung der Energiewende, wenn das Vertrauen in die EU-
Nachhaltigkeitsstrategie verloren geht und sich Investoren von diesem Finanz-Öko-
Label abwenden. 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher eine Resolution, gerichtet 
an die niederösterreichische Landesregierung, die Österreichische Bundesregierung, 
das Europäische Parlament und den Europäischen Rat, beschließen, alle rechtlich 
möglichen Maßnahmen zu ergreifen, sowie bilaterale und multilaterale Gespräche mit 
allen Verantwortungsträger:innen zu führen, um Investitionen in Atomkraft als 
nachhaltig in die Taxonomieverordnung der Europäischen Union im Rahmen des 
„Green Deals“ nicht zu akzeptieren. 
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RESOLUTION 
des Gemeinderates der Stadtgemeinde Pressbaum 

 
gegen Atomkraft als nachhaltige Investition in die Taxonomieverordnung 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum fordert die Niederösterreichische 
Landesregierung, die Österreichische Bundesregierung, das Europäische Parlament und den 
Europäischen Rat auf, alle rechtlich möglichen Maßnahmen zu ergreifen, sowie bilaterale und 
multilaterale Gespräche mit allen Verantwortungsträgern zu führen, um Investitionen in 
Atomkraft als nachhaltig in die Taxonomieverordnung der Europäischen Union im Rahmen 
des „Green Deals“ nicht zu akzeptieren. 
 
Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Technologie und 
Innovation (BMK) hat die renommierte Kanzlei „Redeker Sellner Dahs“ mit der Prüfung 
rechtlicher Aspekte des Vorgehens der Europäischen Kommission und der Einstufung der 
Kernenergie als nachhaltig im Sinne der Taxonomie-Verordnung beauftragt. Dieses 
Gutachten zeigt ganz klar auf, dass die Kernenergie auch aus rechtlicher Sicht den 
Anforderungen der Taxonomie-Verordnung nicht entspricht. 1) 
 

1) https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/nuklearpolitik/aikk/warum.html  
 
In einer am 24. Januar 2022 veröffentlichten Stellungnahme kritisierte die EU-Plattform für 
nachhaltige Finanzen, ein Beratungsgremium der Europäischen Kommission, den Vorschlag 
der Exekutive. Die argumentierte, dass fossile Gas- und Kernenergie unter den gegenwärtigen 
Umständen nicht als grün angesehen werden könnten. 
 
Fossiles Gas sei „alles andere als grün“, selbst unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen 
Kriterien, nach denen Gaskraftwerke schrittweise steigende Anteile kohlenstoffarmer 
Brennstoffe wie Biomethan oder Wasserstoff integrieren müssen, schrieben sie. 

2) https://www.euractiv.com/section/energy-environment/news/eu-green-finance-
advisors-slam-brussels-over-nuclear-fossil-gas/  

 
Der am 2.2.2022 vorgelegte Vorschlag der EU-Kommission zum delegierten Rechtsakt der 
Taxonomie-Verordnung, der Erdgas und Atomenergie als Übergangstechnologien zulässt, 
untergräbt damit das ursprüngliche Ziel der Taxonomie, nämlich ein Nachhaltigkeitssiegel für 
grüne Investitionen zu schaffen. Er gefährdet auch die Finanzierung der Energiewende, wenn 
das Vertrauen in die EU-Nachhaltigkeitsstrategie verloren geht und sich Investoren von 
diesem Finanz-Öko-Label abwenden. 
 
Weiter muss sichergestellt werden, dass Laufzeitverlängerungen für Atomkraftwerke nicht 
über die Taxonomie finanziert werden und dass für diese auch grenzüberschreitende 
Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt werden, sowie das in der Espoo Konvention 
vorgesehen ist und der der EuGH auch für die Reaktorblöcke Doel 1 und 2 im Jahr 2019 
festgestellt hat. Dies gilt im speziellen für die angekündigten Laufzeitverlängerungen in 
Frankreich. Im aktuellen Entwurf zum delegierten Rechtsakt der Taxonomieverordnung 
werden private Investitionen in Laufzeitverlängerungen nicht ausgeschlossen.  
 
Begründung: 
 
Zu langsam! 

https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/nuklearpolitik/aikk/warum.html
https://www.euractiv.com/section/energy-environment/news/eu-green-finance-advisors-slam-brussels-over-nuclear-fossil-gas/
https://www.euractiv.com/section/energy-environment/news/eu-green-finance-advisors-slam-brussels-over-nuclear-fossil-gas/
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Von der Planung bis zur Fertigstellung eines AKWs vergehen bis zu 20 Jahre, neue Reaktoren 
kommen also für den Klimaschutz zu spät! 
 
Zu teuer! 
Die beiden AKWs in Frankreich (Flamanville) und Olkilouto (Finnland) haben gezeigt, dass 
Atomkraftwerke völlig unwirtschaftlich sind. 
So stiegen z.B. die Baukosten in Flamanville von 3,4 Mrd. auf mittlerweile 14 Mrd. Euro und 
bis Fertigstellung auf geschätzte 19 Mrd. Euro! 
 
Zu ineffizient! 
Atomenergie trägt nur zu etwa 2% am Weltenergieverbrauch bei, kann als daher keinen 
relevanten Beitrag zum Klimaschutz leisten! 
 
 
Zu gefährlich! 
Die beiden Reaktorkatastrophen von Tschernobyl und Fukushima haben gezeigt, welche 
Auswirkungen diese Technologie haben kann. Ein schwerer Unfall in Europa hätte 
katastrophale Folgen! Zudem gibt es keine Lösung des Atommüllproblems! 
 
Auch die Pläne in Zukunft auf Small Modular Reactors, SMR, zu setzen würde das 
Unfallrisiko weiter erhöhen, weil durch diese kleinen Atomreaktoren, die Anzahl der 
Kraftwerke deutlich steigen würde, was die Wahrscheinlichkeit für einen atomaren Unfall 
weiter erhöht. SMR Konzepte, die tatsächliche Vorteile in Punkto Sicherheit und 
Wirtschaftlichkeit bringen würden, existieren erst am Reißbrett.   
 
Umweltschädlich! 
Auch der Bau und der Abriss von Atomanlagen verursacht eine Klimabelastung. Da es 
weltweit noch kein einziges Endlager in Betrieb gibt, sind die endgültigen Klimafolgen noch 
gar nicht abschätzbar. Aber vor allem Abbau, Anreicherung und Wiederaufbereitung von 
Uran verursacht gravierende Umweltschäden und kann nicht als nachhaltig bezeichnet 
werden. 
 
Krisenherd! 
Die aktuelle Lage in Kasachstan, dem weltweit wichtigsten Produzenten von Uran, macht 
deutlich, wie abhängig die EU von Uran-Importen ist, wenn weiter auf Atomkraft gesetzt 
wird. Die Atomenergie bietet keine Eigenversorgung in der EU, dies ist nur mit Erneuerbarer 
Energie möglich. Um zukünftige Krisen zu vermeiden, ist es notwendig, aus der Atomenergie 
auszusteigen und sich unabhängig zu machen. 
  
 
 
.............................., am...................... 
 
 
 
 
 
 
(Der Bürgermeister)  
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Resolution gegen Atomkraft als nachhaltige Investition in 
die Taxonomieverordnung beschließen. 
 

Entscheidung: 
Dafür:  Mehrheit d. GR  
Stimmenthaltung: GR Strombach, GR Dr. Grosskopf, GR Holzer, 
Wortmeldungen: GR Fahrner,  
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 18 – Neuanschaffung Auto für Wassermeister 
Sachverhalt:(vorbereitet von GR Strombach / Josef Rothensteiner): 

Der derzeit in Verwendung stehende VW Caddy hat ein Alter von 13 Jahren und es 
entstehen laufend Kosten für dringend notwendige Reparaturen.  

Die Anschaffung eines neuen Kastenwagens ist daher notwendig. Es wurden 3 
Kostenvoranschläge eingeholt: 

Fa. Köfler& Ernst – Opel Vivaro  € 31.245,-- € 10.838,-- = € 42.083,-- 

eNU - Opel Vivaro   Elektro  € 31.268,-- € 10.838,-- = € 42.106,--  

Fa. Figl – Peugeot  Partner   € 20.040,-- € 6.850,-- = € 26.890,-- 

Da es sich um ein Einsatzfahrzeug handelt, dass auch bei Blackouts einsatzfähig 
sein muss, fiel die Entscheidung auf den Opel Vivaro mit Dieselantrieb. 

Der, von der Fa. Figl angebotene, Peugeot Partner entsprach von der Ladegröße 
nicht. 

Bedeckung/Verbuchung:  Rechnungsabschluss 2021 (Hr. Finanzstadtrat Naber) 

Dies wurde aufgrund der Dringlichkeit des KFZ Ankaufes mit StR Naber und GR 
Strombach besprochen. 
Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 

GR Strombach stellt den 
 Antrag:  
Der Gemeinderat möge die Neuanschaffung des Kastenwagen Vivaro Cargo Enjoy 
L+  laut Angebot der Fa. Köfler& Ernst vom 17.Feb. 2022 in Höhe von brutto 
€ 42.083,-- beschließen.  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: GR Felix Renner, Vizebgm. Sigmund,  
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Vizebgm. Sigmund stellt den 
Zusatzantrag:  
Der Gemeinderat möge beschließen, dass für 2023 ein weiteres Wassermeister 
Fahrzeug, als Ersatz für das alte Dieselfahrzeug, mit Elektroantrieb plus passender 
Wallbox zum Laden angeschafft wird. Der Ankauf ist im Budget VA 2023 vorzusehen. 
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Enthaltungen: GR Ing. Woletz, GR Fahrner, StR Auer,  
Wortmeldungen: GR Ing. Woletz,  
Mehrheitlich angenommen 
 

Nachdem das Fahrzeug auch versichert werden muss stellt GR Strombach den  

Antrag:  
Gemäß bestehenden Grundsatzbeschluss des Gemeinderates soll das neue Kfz      

3 Jahre über Herrn Dr. Toifl vollkaskoversichert werden. Nach Ablauf der drei Jahre 

ist die Vollkaskoversicherung zu stornieren und in die Haftpflichtversicherung 

umzuwandeln.  

Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 

zu Top 19 - Schwimmbad: ermäßigter Eintritt für Familien Sachverhalt: 

(vorbereitet von GR Fahrner/Söldner) 

GR Fahrner informiert die Gemeinderäte, dass Saisonkarten für das Strandbad für 
in Pressbaum Hauptwohnsitz gemeldete Familien  (Familienkarten betreffen Familien 
mit maximal zwei Erwachsenen + Kinder zwischen 6 und 14 Jahren) von der 
Stadtgemeinde mit 30,- € pro Karte gefördert werden sollen. Zur Bedeckung stehen 
im VA 2022 unter HH-St.: 1/831000-768000 “Transferzahlungen Eintrittskarten 
Freibad” € 2.000,-  zur Verfügung (Stand 24.03.2022). 

Wie im vergangenen Jahr stehen 2 Arten der Familienkarten zur Disposition: 

1) Die Familienkarte für einen Erwachsenen und Kinder zum Preis von € 150,-. 
2) Die Familienkarte für zwei Erwachsene und Kinder zum Preis von € 200,-.  

 
 
Voraussetzung zum Kauf sind der Hauptwohnsitz in Pressbaum und die Vorlage 
einer Bestätigung über eben diesen. Die Bestätigungen werden vom Meldeamt 
ausgestellt. Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden diese in Zukunft nicht 
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mehr personen- und adressenbezogene Daten enthalten, sondern ausschließlich 
den Namen, da die Subventionierung namensgebunden ist. Die PKomm nimmt die 
entsprechende Vergütung vor und verrechnet diese der Stadtgemeinde 
Pressbaum. 
 

Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 
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GR Günter Fahrner stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den Beschluss fassen, 
dass  in der Badesaison 2022 im Strandbad Pressbaum Familien mit 
Hauptwohnsitz in Pressbaum eine begünstigte Saisonkarte in zwei Varianten 
gegen Vorlage einer Bestätigung durch das Meldeamt angeboten wird. Die 
gewährte Subventionierung von € 30,--/ Familienkarte sind auf die ersten 50 
Familienjahreskarten reduziert, wird von der PKomm der Stadtgemeinde 
Pressbaum gegenverrechnet, die Bedeckung ist gegeben unter: 1/831000-768000 

Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: GR Reinthaler, StR Naber MA MSc, GR Mag.  Grossinger,  
 
 
zu Top 20 – Reinigung KIGAs, Rathaus und WH   
Sachverhalt (vorbereitet von StR N. Niemeczek BSc / M. Riedinger) 
Per 01.04.2022 soll die Innenreinigung für den Kindergarten 1 
von der PKomm übernommen werden. Der Reinigungsumfang bleibt analog in der  
Form aufrecht, wie er bisher immer war! 
Auf Grund der Tatsache, dass die PKomm per 01.11.2021 dazu die 
Gewerbeberechtigung erhielt, soll auch die Kindergarten-Reinigung dazu 
wieder übernommen werden. 
Da im Vorfeld die PKomm dazu keine Gewerbeberechtigung hatte, wurden die  
Reinigungsarbeiten von der PKomm ab November 2020 an die Fa. Exakt abgegeben. 
Aktueller Kostenfaktor dazu: 
KIGA 1 – Pauschale pro Monat netto € 1.861,90. Die Indexanpassung dazu bleibt wie  
bisher, aufrecht. 
 
Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Innenreinigung an die PKomm lt. den oben genannten 
Kosten, zu vergeben. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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• Per 01.04.2022 soll die Innenreinigung für den Kindergarten 2 

von der PKomm übernommen werden. Der Reinigungsumfang bleibt analog in der  
Form aufrecht, wie er bisher immer war! 
Auf Grund der Tatsache, dass die PKomm per 01.11.2021 dazu die 
Gewerbeberechtigung erhielt, soll auch die Kindergarten-Reinigung dazu 
wieder übernommen werden. 
Da im Vorfeld die PKomm dazu keine Gewerbeberechtigung hatte, wurden die  
Reinigungsarbeiten von der PKomm ab November 2020 an die Fa. Exakt abgegeben. 
Aktueller Kostenfaktor dazu: 
KIGA 1 – Pauschale pro Monat netto € 2.792,85. Die Indexanpassung dazu bleibt wie  
bisher, aufrecht. 
 
Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Innenreinigung an die PKomm lt. den oben genannten 
Kosten, zu vergeben. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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• Reinigungsarbeiten in Rathaus und Wirtschaftshof 
Sachverhalt:(vorbereitet von Inga Lausecker/Daniela Höbart-Gürtler) 
Die Reinigungskraft, Frau Eveline Neuwirth geht mit 01.05.2022 in Pension. 
Die Fa. PKomm soll die Reinigung ab 01.04.2022 von Rathaus und Wirtschaftshof 
übernehmen. 
 
Es liegt beiliegendes Angebot vor: 
 Reinigung Rathaus  Pauschale Monat netto € 3.258,32 
 Reinigung Wirtschaftshof Pauschale Monat netto €    512,02 
 
Verbuchung: 1/029000-728000 Rathaus 

  Entgelte für sonstige Leistungen- Reinigung durch Dritte 
  1/820000-728000 Wirtschaftshof 
  Entgelte für sonstige Leistungen- Reinigung durch Dritte 

Bedeckung:   VA 2022 € 29.700,- für Rathaus, € 7.000,- für Wirtschaftshof 
 
Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Vertragsunterzeichnung mit der PKomm Pressbaumer 
Kommunal GmbH für die Reinigungsdienstleistungen ab 01.04.2022 des Rathauses 
und des Wirtschaftshofes (lt Angebot) zustimmen. 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 21 Ausschreibung Darlehen Stadtpark – wird abgesetzt 
 
zu Top 22 - Subventionsansuchen Jiu-Jitsu-Verein Pressbaum 

Sachverhalt (vorbereitet von StR Tweraser/P. Svoboda): 

Mit Schreiben vom 18.01.2022 (siehe Beilage) ersucht der Jiu-Jitsu-Verein 

Pressbaum zur Unterstützung von Projekten 2022 um eine Förderung von € 6.000,- . 

Es liegt eine positive Empfehlung durch den entsprechenden Ausschuss vor. 

StR Tweraser stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat möge der Förderung des Jiu-Jitsu Vereins Pressbaum in Höhe von 
€ 3.000,- genehmigen. Bedeckung ist unter 1/269000-757000 Sportförderungen 
gegeben. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

Abstimmung findet ohne GR Reinthaler statt.  
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Zu Top 23 – Gemdatverträge Patchmanagement und E-Mail Sicherheitsservice 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR Tweraser und Mag. Stefan Wallner) 

E-Mails sind ein wesentliches Kommunikationsmittel und Medium zum 
Datenaustausch in der Gemeindeverwaltung, weshalb die Datensicherheit und die 
Integrität des Mailservers gewährleistet sein müssen.  
In den letzten Monaten hatte die Gemeinde vermehrt mit Spammails zu kämpfen und 
die Domain der Gemeinde landete ihrerseits immer wieder auf einer Blacklist, was 
den Arbeitsbetrieb vor allem in der ersten Februarwoche 2022 beeinträchtigte. 
Hierfür musste rasch eine längerfristige Lösung gefunden werden, weshalb das 
Patchmanagement, sowie das E-Mail Sicherheitsservice der Firma Gemdat bestellt 
wurden. 

1. Patchmanagement: 

• Laufende Aktualisierung des Server-sowie des Clientbetriebssystems 
(Schließung der Sicherheitslücken) 

• Laufende Aktualisierung der installierten Systemsoftware, wie z.B. Microsoft 
Exchange (CU Updates) 

• Geplante Ausrollung von Updates sowie bewusstes Zurückhalten von Updates  

              (welche eventuell Schäden/Fehler im Netzwerk anrichten könnten) 

Beim Patchmanagement handelt es sich nicht um die einfach durchzuführenden 
Standardupdates, sondern um heikle Systemupdates, welche bei unsachgemäßer 
Handhabung den Exchange-Server vollständig lahmlegen können. 

2. E-Mail Sicherheitsservice (gts-Mailservice x-large) 
 

• Spam- und Virenfilterung jedes an die Stadtgemeinde Pressbaum ergehenden 
Emails.  

• Die Übermittlung der Emails wird per Transport Layer Security-Protokoll (TLS) 
verschlüsselt. 

Kosten:  

  
Einrichtungskosten 
€/brutto/Stunde 

monatliche Kosten 
€/brutto 

Patchmanagement 162 300 
E-Mail Sicherheitsservice 162 154,8 

Die Bedeckung ist per Stand vom 09.02.2022 auf der Haushaltsstelle  1/900100-
728000 mit 36.708,66 € gegeben. 

StR Tweraser stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge daher nachträglich die Verträge mit der Gemdat für das 
Patchmanagement und das E-Mail Sicherheitsservice zu den angeführten 
Konditionen beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 24 – Rahmenvertrag zur DKM-Aufbereitung mit EVN Geoinfo GmbH 

(vorbereitet von StR Tweraser und Mag. Stefan Wallner) 

Die EVN-Geoinfo GmbH bietet jährlich die für mehrere Abteilungen der 
Stadtgemeinde Pressbaum (insbesondere Bauamt) sehr wichtige Aufbereitung der 
DKM (digitale Katastralmappe) für die amtsinterne Software (Geooffice, Weboffice) 
an.  
Folgendes ändert sich ab 2022: Bislang handelte es sich um Einmalkosten (493€ 
brutto im Jahr 2021), ab 2022 wird auf einen Rahmenvertrag mit einer Laufzeit von 3 
Jahren umgestellt (1080€ Jahr netto bzw. monatlich 90€). Die jährliche 
Preisanpassung beträgt 2,5%. 
 
Der Rahmenvertrag kostet somit zwar jährlich das Doppelte, dafür wird die DKM 2x 
jährlich (Mai und November) statt wie bisher 1x jährlich aufbereitet und ein 50m 
breiter Streifen der Nachbargemeinden ist in der aktualisierten DKM dann ebenso 
enthalten. Das verbessert die Verfahrensabwicklung insgesamt wesentlich und ist 
insofern hilfreich, als verfahrensrelevante Anrainergrundstücke häufig in 
Nachbargemeinden liegen sind oder Gegenstand verschiedener Verhandlungen sind 
(z.B. Gewerbe, Naturschutz, Forst etc.).  

Zusammenfassend sind im Vertrag folgende Supportleistungen inkludiert. 

• Zweimalige DKM-Datenaufbereitung im Mai und November inkl. 50m breiten 
Streifen der Nachbargemeinden 

• Anpassung der Datenstruktur bei Software Updates (z.B. Weboffice) 
• Sichtung, Überprüfung und Aufbereitung von Fremddaten (Leitungsdaten, 

Lichtpunkte, Raumordnung etc.) inkl. Datenkonvertierung- und Austausch mit 
Firmen 

• Telefonischer Support und Support durch Online-Fernwartung  
• Hilfestellung bei Analysen der Naturstandsvermessung 

 

Beilagen: Angebot der EVN Geoinfo GmbH 

Die Bedeckung auf der Haushaltsstelle 1/900100-728000 per 04.03.2022 mit 
27895,79€ gegeben. 

StR Tweraser stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge den Rahmenvertrag mit 3 Jahren Laufzeit mit der EVN 
Geoinfo GmbH bzgl. DKM-Aufbereitung inkl. Supportleistungen zu monatlichen 
Kosten von 90€ brutto beschließen. 
Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 
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Zu Top 25 – Ankauf EDV Programme 
• Ankauf Abstimmungsverzeichnis  

Sachverhalt  
Als Unterstützung für die Wahlhelfer in den Wahllokalen ist der Ankauf des 
elektronischen Abstimmungsverzeichnisses der Firma Gemdat angedacht. 
Die Software wird über ein externes Speichermedium wie USB-Stick, der nach 
Abschluss des Wahlvorganges zu vernichten ist, mit einem Laptop genutzt.   
Das Wählerverzeichnis wird in das Abstimmungsverzeichnis übernommen und steht 
am Wahltag elektronisch im Wahllokal zur Verfügung. Beim Wahlvorgang selbst 
erfolgt die Wählersuche im Programm über die Wählerverzeichnisnummer, 
die Namens- oder Adresseingabe. Kein Suchen nach Wählerinnen und Wählern 
und kein Blättern in langen Listen - sondern rasches Finden! Verhindert wird 
auch die doppelte Eintragung eines Wählers, für den eine Wahlkarte 
ausgestellt worden ist.  
Vorteile der elektronischen Abwicklung 
Das k5 Abstimmungsverzeichnis erfüllt alle gesetzlichen Bestimmungen und 
Anforderungen. 

• Vermeidung von Fehlerquellen bei der Eintragung 
• Rasche Abwicklung von speziellen Anforderungen (Wahlkartenwähler) 
• Umfangreiche Auswertungsmöglichkeiten 
• Geringer Investitionsaufwand bei hohem Nutzen 
• Automatisierte Übernahme von Wählerdaten 
• Suchfunktion sorgt für Zeitersparnis 

Kosten: Es wird eine Lizenz benötigt, welche brutto € 950,-- kostet.  
  
Bedeckung ist gegeben unter 1/900100-070000  
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StR Tweraser stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Ankauf der Software elektr. Abstimmungsverzeichnis zu 
den oben genannten Konditionen beschließen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 

• Programm Fundamt  
 
Sachverhalt (vorbereitet von StR Thomas Tweraser und DI Elisabeth Wiesböck) 
 
Fundamt.gv.at ist ein österreichweites Fundsystem, welches den Bürgerinnen und 

Bürgern erleichtert verlorene Gegenstände wieder zu finden. Verwendet wird das 

Fundsystem bereits von über 900 Gemeinden und einigen Verkehrsbetrieben in 

Österreich. Vorteile des neuen Systems sind die Erfassung von Fund- und 

Verlustmeldungen, Kategorisierung von Fundgegenständen, überregionale 

Recherchemöglichkeiten, 24-Stunden-Zugriff für Bürgerinnen und Bürger und 

beispielsweise automatische Generierung von Briefen und Verständigungen. 

Bürgerinnen und Bürger können auch direkt in fundamt.gv.at eine Verlustmeldung 

erzeugen und somit bei neu erfassten Funden des Fundbüros automatisch verständigt 

werden. 

Laut Angebot der Firma Gemdat vom 21.02.2022 entstehen durch die Einführung 

(Schulung) 135,00€/h. Die monatlichen Kosten belaufen sich dann auf 49,60€. Hinzu 

kommen noch Kosten von 135,00€ einmalig für die Einrichtung. Bedeckung dieser 

Ausgaben ist unter 1/900100-070000 gegeben. 
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StR Thomas Tweraser stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge den Ankauf der Lizenz und die Einführung von fundamt.gv.at 

beschließen. Laut Angebot der Firma Gemdat vom 21.02.2022 entstehen durch die 

Einführung (Schulung) 135,00€/h. Die monatlichen Kosten belaufen sich dann auf 

49,60€. Hinzu kommen noch Kosten von 135,00€ einmalig für die Einrichtung. 

Bedeckung dieser Ausgaben ist unter 1/900100-070000 gegeben. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 26 – Jahresberichte 
Werden im GR nicht vorgelesen und digital zur Verfügung gestellt.  
 
Zu Top 27 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 
 

Frau / Herrn / Firma 

Damen und Herren des Gemeinderates 

  

BearbeiterIn:   

e-mail:  

Telefon:  

Datum:                                30.03.2022 

 

Betreff 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von Radverkehrsbeauftragter GRin 
Mag.a (FH) Elisabeth Reinthaler MSc bezüglich „Priorisierung der Geh- und 
Radwegabschnitte im Rahmen des Radbasisnetzes“ 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

 

Das Land NÖ will sich einen Überblick über die Umsetzungspläne, inklusive einer 

standardisierten Priorisierung der verschiedenen Abschnitte, aller Radbasisnetze 

machen. Zudem fließen die bisherigen Arbeiten am Radbasisnetz und die 

Priorisierung in den Masterplan ein, der in den nächsten Wochen fertiggestellt wird. 
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Daher bittet unser Verkehrsplanungsbüro Con.sens zt GmbH bis Ende März um 

Einmeldung der Priorisierung der verschiedenen Abschnitte. 

 

Für jene Abschnitte, die mit Prio 1 gekennzeichnet werden, erstellt Con.sens eine 

kostenlose Vorplanung bzw eine Machbarkeitsprüfung. Wir erhalten somit wertvolle 

Expertise kostenlos und können dadurch später die Ausgaben für die Detailplanung 

reduzieren. 

 

Die Priorisierung ist nicht bindend. Der Gemeinde entstehen keine Kosten. 

 

Radverkehrsbeauftragte GRin Mag.a (FH) Elisabeth Reinthaler MSc stellt den Antrag 

auf Zuerkennung der Dringlichkeit. 

 

____________________________________ 
GRin Mag.a (FH) Elisabeth Reinthaler MSc 
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Sachverhalt: 
Das Land NÖ will sich einen Überblick über die Umsetzungspläne, inklusive einer 

standardisierten Priorisierung der verschiedenen Abschnitte, aller Radbasisnetze 

machen. Zudem fließen die bisherigen Arbeiten am Radbasisnetz und die 

Priorisierung in den Masterplan ein, der in den nächsten Wochen fertiggestellt wird. 

Daher bittet unser Verkehrsplanungsbüro Con.sens zt GmbH bis Ende März um 

Einmeldung der Priorisierung der verschiedenen Abschnitte. 

Prio 1  geplante Umsetzung in den nächsten 2 Jahren bzw strategisch wichtiger 

Schlüsselpunkt 

Prio 2 geplante Umsetzung in den nächsten 5 Jahren 

Prio 3 Umsetzung ohne konkreten Planungshorizont 

Zusätzlich zu den 3 unterschiedlichen Prioritäten wird ohnehin, ohne unser Zutun, 

der "Radschnellweg" geprüft. Der Radschnellweg startet im Zentrum Pressbaum 

(Höhe Pfalzauer Str) und geht bis Purkersdorf (Anschluss Wien). 

 

Für jene Abschnitte, die mit Prio 1 gekennzeichnet werden, erstellt Con.sens eine 

kostenlose Vorplanung bzw Machbarkeitsprüfung. Wir erhalten somit wertvolle 

Expertise kostenlos und können dadurch später die Ausgaben für die Detailplanung 

reduzieren. 

In Abstimmung mit der Radlobby Pressbaum wurden folgende Abschnitte mit Prio 1 

gekennzeichnet: 

- PR 10  Friedhof bis Höhe Pfalzauer Straße (Vorplanung) 

- PR 16  Josef-Perger-Str bis Bhf Rekawinkel (Machbarkeitsprüfung) 

 

Eine positive Ausschuss-Empfehlung für die aufgezeigte Priorisierung liegt vor. 

Die Priorisierung ist nicht bindend. Der Gemeinde entstehen keine Kosten. 

 

Radverkehrsbeauftragte GRin Mag.a (FH) Elisabeth Reinthaler MSc stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat beschließt die aufgezeigte Priorisierung der Geh- und 

Radwegabschnitte ihm Rahmen des Radbasisnetzes. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig  
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Wortmeldung: GR Ing. Woletz, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Reinthaler, GR 
Strombach,  
 

Zu Top 27 a) 
 

Frau / Herrn / Firma 

Damen und Herren des Gemeinderates 

  

BearbeiterIn:   

e-mail:  

Telefon:  

Datum: 30.03.2022 
 

Betreff 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 30.03.2022 eingebracht von GR Manfred Hebenstreit 
bezüglich Auftragsvergabe Brückenkontrolle 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

 

Im Gemeindegebiet von Pressbaum wurde im Jahr 2020 eine Brückenüberprüfung 

durchgeführt, diese Überprüfung findet alle 6 Jahre statt. Im Abstand von höchstens 

zwei Jahren hat eine Brückenkontrolle zu erfolgen. Diese Auftragsvergabe soll heute 

im Gemeinderat beschlossen werden.  

 

GR Manfred Hebenstreit stellt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit. 

 

Manfred Hebenstreit 

 

 

Gemeinderat/WH-Direktor 
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Auftragsvergabe Brückenkontrolle 
Sachverhalt (vorbereitet GR Hebenstreit) 
Laut der RVS 13.03.11 (Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen) gilt 

folgendes:  

 
Nachdem die letzte Überprüfung im Jahr 2020 durch die Firma Physcon stattfand, ist 

es nun an der Zeit für eine neue Brückenkontrolle.  

Es wurde nur ein Angebot zur GR Sitzung abgegeben:  
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Bedeckung unter (rauskopieren) gegeben 

GR Hebenstreit stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Brückenkontrolle an die Fa. Physcon zu Kosten von einem 

Bruttopreis von € 5.988,-- beschließen.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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27b –  
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: Vizebgm. Sigmund, GR Dr. Grosskopf 
 
 
Zu Top 28 – Berichte: 

• Ankauf einer Regenbogenfahne für den Pride Month (StR Nikolaus 
Niemeczek, BSc) 
Die Regenbogenfahne verkörpert Vielfalt und Toleranz, Gleichberechtigung 
und Frieden. Der Regenbogen wurde in der Vergangenheit bereits von 
verschiedenen Organisationen und Ländern genutzt, am bekanntesten ist heute 
aber wohl die Verwendung der Regenbogen Fahne im Pride Kontext.  
Der Pride Month der LGBTQ+ Community findet jedes Jahr im Juni statt und ist 
für alle queeren Menschen eine Möglichkeit, den Stolz (daher auch „Pride“ 
Month) für die Offenheit ihrer Sexualität zu feiern.  
Daher wurde im Auftrag von Hr. StR Niemeczek BSc eine Regenbogenfahne 
für die Stadtgemeinde Pressbaum bei der Firma „Alles Fahnen“ zum Preis von 
Brutto ca. € 200,- angekauft.  
Bedeckung:  
Haushaltskonto: 1/010100-400000 Zentralamt – Sachkosten Verwaltung 
(GWG) – Am 14. März 2022 waren hier noch € 695,56 verfügbar 
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GR Leininger: Flurreinigung war nicht gut besucht – großer Dank an die FF 
Rekawinkel 
GR Reinthaler: bedankt sich fürs Mitmachen der GEHmeindeRADsitzung  
 
 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 21:20 Uhr 
 
 

V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:               Die Schriftführerin: 
 

 

.......................................             ………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner                               Evelyn Stattin      
 
           

Die Protokollprüfer: 
 
 
 
 
 
…………………………………..   ............................................ 
(ÖVP) Mag. Ulrich Grossinger   Christine Leininger (DIE GRÜNEN)
        
 
 
 
 
.......................................................   ................................................ 
StR Alfred Gruber (SPÖ)    Wolfgang Kalchhauser (WIR!) 
      
 
 
 
 
……………………………………………. 
GR Anna-Leena Krischel bakk.phil (FPÖ) 
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